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»\Wie wir von
1983-1987 für
die Bürger in
Rheinland-Pfalz

|

Politik machen
wollen.«



Wir wollen den Frieden wahren —

nach Außen und im Innern

1. Den Frieden in Freiheit zu sichern ist die obersteAufgabe
der Sozialdemokratie. Verständigung und Entspannung
sind Pflicht und Anliegen zugleich. Durch Verträge muß der
internationale Interessenausgleich gesucht und gesichert
werden. Grundlagen dieser Politik sind für uns Sozialdemo-
kraten die Verankerung der Bundesrepublik Deutschland
in der Europäischen Gemeinschaft und die Bindung an das
Atlantische Bündnis als gleichberechtigter und souveräner
Partner.

2. In der Welt, in Europa und in Deutschland, stehen sich
hochgerüstete Militärblöcke gegenüber. Die Furcht vor der
militärischen Überlegenheit des jeweils anderen hat zu ei-
nem Rüstungswettlauf geführt, der bisher nicht aufgehalten
werden konnte.

Atomare und konventionelle Bewaffnung müssen durch
Verträge abgebautwerden. Bis dahin soll ein militärisches
Gleichgewicht auf möglichst niedriger Ebene angestrebt

. und auf der Grundlage von Verträgen kontrolliert werden.
Wir rheinland-pfälzischen Sozialdemokraten halten es für
lebensnotwendig, daß biologische und chemischeWaffen
geächtetwerden.Wirfordern ein Verbot derForschung, Ent-
wicklung, Produktion und Lagerung dieser Kampfstoffe so-
wie die Vernichtung aller vorhandenen Bestände. Die SPD
unterstützt die Bemühungen um eine sofortige Auflösung
der Giftgaslager in Rheinland-Pfalz.
Sie tritt dafür ein, daß alte Waffenlager in Rheinland-Pfalz
als Ergebnis von Verhandlungen der Großmächte aufge-
löst oder zumindest erheblich vermindert werden können.

Betroffene Arbeitnehmermüssen durch Maßnahmenregio-
naler Umstrukturierung neue Arbeitsplätze erhalten.
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3. Innerer Frieden setzt sozialen Frieden voraus. Arbeitslosig-
keit ist eine Gefahr für die Arbeitnehmer und ihre Familien.
Sie belastet die gesamte Gesellschaft. Die Sicherung der
Arbeitsplätze und eines hohen Beschäftigungsstandes
sind deshalb zentrale Aufgaben.
Wir wissen, daß die Sicherung der bestehenden und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze in hohem Maße von Einflüs-
sen abhängig sind, die nicht allein von Rheinland-Pfalz zu
bestimmen sind. Dennoch kann und muß das Land zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit beitragen. Der spürbar ge-
wordene Strukturwandel ist durch eine aktive Wirtschafts-
politik mit dem Ziel derVollbeschäftigung zu steuern und zu
fördern. Der Markt allein kann diese Aufgabe nicht lösen.
Wettbewerbsnachteile von Klein- und Mittelbetrieben, ins-
besondere derZuwachsbranchen, des Handwerks und des
Fremdenverkehrs sind durch gezielte öffentliche Hilfen zu
beseitigen.

Gerade die schwach entwickelten Regionen können ohne
wirksame Strukturpolitik ihre Benachteiligung nicht ausglei-
chen und die erforderliche Zahl von Arbeitsplätzen anbie-
ten.

4. Die großen Herausforderungen der Arbeitswelt — techni-
scher Wandel, Automation und Rationalisierung

— können
wir nurbewältigen, wenn derMensch im Mittelpunkt derPro-
blemlösung steht. Es dient deshalb unserer Volkswirtschaft
und dem sozialen Frieden, wenn dieArbeitnehmer und ihre
Gewerkschaften diese Entwicklungen und Entscheidun-
gen mitbestimmen. Nur so kann verhindertwerden, daß der
technische Wandel selbst zur Ursache von Massenarbeits-
losigkeit wird.

Im Bundesratwerden sich dierheinland-pfälzischen Sozial-
demokraten für eine bundesweite Ausdehnung der Mitbe-
stimmung hin zur vollen Parität einsetzten.Tarifvertraglich
vereinbarte Mitbestimmungsrechte werden unsere Unter-
stützung finden.
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Mitbestimmung dient der Demokratisierung des Lebens.
Vermögensbildung inArbeitnehmerhand, d. h. deren Beteili-
gung am Produktionskapital im Rahmen von Tariffonds ist
nach unserer Auffassung eine notwendige Ergänzung.

5. Unsere wirtschaftliche und soziale Entwicklung ist eng ver-
bunden mit den Entscheidungen in der Energiepolitik. Die
Sozialdemokraten in Rheinland-Pfalz fordern deshalb:

- Alle Möglichkeiten des Energiesparens müssen genutzt
werden. Land, Kreise und Kommunen sollten mit gutem
Beispiel vorangehen.

- Die Fernwärmeversorgung ist zügig voranzutreiben, wo
immer dies möglich und wirtschaftlich vertretbar ist.

- Vor allem in Ballungsgebieten ist die Nutzung der Abwär-
me und die Kraft-Wärme-Kopplung zu verwirklichen.

Nicht alle praktischen Lösungen drängender umwelt- und
energiepolitischer Fragen werden sofort durchsetzbar sein.
Gerade deswegen werden wir Sozialdemokraten im Dialog
mit allen wichtigen gesellschaftlichen Gruppen, den Ge-
werkschaften, den Umweltschutzverbänden, den Bürgerini-
tiativen, der Industrie und auch mit den Kirchen nach Kon-
sens suchen, um zu erreichen, daß die Umwelt- und Ener-
gieprobleme dieser Gesellschaft gelöst werden können.

6. Soweit ein zusätzlicher Bedarf an Strom erkennbar ist, soll
er vorwiegend durch Kohlekraftwerke gedeckt werden.
Diese sind nach dem neuesten Stand der Technik auszurü-
sten, um die Emissionen zu reduzieren (z.B. Rauchgasent-
schwefelung). Die gesetzlichen Vorschriften (TA-Luft neu)
sind als Mindestanforderungen anzusehen. Dies gilt auch
für vorhandene Anlagen.
Alternative Stromerzeugung (z.B. Sonnen-,Wind- undWas-
serenergie) muß weiter erprobt und unterstützt werden.
Die weitere Nutzung der Kernenergie ist zum einen abhän-
gig von derenergiepolitischen Entwicklung, insbesondere
von Erfolgen bei der rationelleren Verwendung von Energie;
von verstärktem Einsatz von Kohle, vor allem bei der Wärme-
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Kraft-Kopplung; von der Entwicklung alternativer Energie-
quellen. Ohne die Lösung der Entsorgungsfragen darf es
zweitens nach 1990 keine weitere Nutzung der Kernener-
gie geben.
Der geplante Bau einer Wiederaufbereitungsanlage wirft
energiewirtschaftliche, sicherheitstechnische und politi-
sche Fragen auf, die heute ungelöst sind. Ohne Klärung al-
ler noch offenen Fragen, vor allem der gesicherten Endla-
gerung, lehnen wir Sozialdemokraten den Bau einer Wie-
deraufbereitungsanlage ab.

7. Bei derWahrung des inneren Friedens haben Polizei und
Gerichte wichtige Aufgaben. Die Sozialdemokraten in
Rheinland-Pfalz werden die Polizei bei der Erfüllung ihres
Auftrages voll unterstützen. Organisation sowie personelle
und sachliche Ausstattung müssen die Polizei in die Lage
versetzen, ihrer Aufgabe gerecht zu werden. Dabei ist auf
eine gleichwertige Ausstattung von Städten und Landkrei-
sen zu achten. Politische Konflikte dürfen nicht auf dem
Rücken der Beamten ausgetragen werden.
Die Sozialdemokraten in Rheinland-Pfalz lehnen die An-
wendung von Gewalt als Mittel der politischen und gesell-
schaftlichen Auseinandersetzung ab. Staatliche Gewalt
darfnur von den dafürermächtigten Stellen auf derGrundla-

| ge der strikten Einhaltung der Gesetze angewandt werden.
Die mangelhafte personelle und sachliche Ausstattung der
Gerichte führt zu deren Überlastung, insbesondere in vie-
len Fällen zu Verfahrensdauern, die für den rechtssuchen-
den Bürger unerträglich sind. Erforderlich ist deshalb der
Ausbau der Justiz. Dem Ansinnen, Verfahrensvorschriften
zu ungunsten der Rechtsposition des Bürgers zu ändern,
treten wir Sozialdemokraten entschlossen entgegen.

Ein wichtiges Ziel sozialdemokratischer Rechtspolitik in
Rheinland-Pfalz ist die Verbesserung des Strafvollzugs,
denn zur Zeit ist sinnvoller Strafvollzug in Rheinland-Pfalz
praktisch nicht möglich: Die Strafvollzugsanstalten sind
überbeiegt, die Möglichkeiten zur Resozialisierung sind be-
grenzt.
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8. Die Überprüfung von Bewerbern fürdenöffentlichen Dienst
ist nur zu verantworten, wenn es um die Besetzung von si-
cherheitsempfindlichen Funktionen geht. Eine allgemeine
Regelanfrage bei den Verfassungsschutzbehörden findet
nicht statt. Einen weiteren Ausbau des polizeilichen Über-
wachungsapparates im Bereich der Datensammlung
lehnen wir ab.

9. Der innere Frieden wird auch bestimmt vom Verhältnis zu
den ausländischen Mitbürgern. Die Sozialdemokraten in
Rheinland-Pfalz bekennen sich zum Angebot der Integra-
tion der hier lebenden Ausländer. Sie wehren sich jedoch
gegen alle Bestrebungen, den seit 1973 bestehenden An-
werbestop zu lockern und gegen alle Versuche, ihn zu um-
gehen.

Den seit längerer Zeit hier lebenden Ausländern steht eine
gesicherte Rechtsposition zu.Dazu gehört die Möglichkeit
der erleichterten Einbürgerung ebensowie dieVerstetigung
des Aufenthaltsrechts.

Der politische Extremismus von Ausländern ist eine der Ur-
sachen der Ausländerfeindlichkeit. Extremistische Grup-
pierungen sind daher zu verbieten und ihre Aktivitäten zu
unterbinden; gleiches gilt für rechtsradikale Bestrebungen,
die zudem Ausländerhass erzeugen und schüren.
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Arbeit schaffen — für alle
1. Arbeit schafft die wirtschaftlichen, sozialen und finanziel-

len Grundlagen des Lebensfür jeden Einzelnen, die Fami-
lien und die Gesellschaft. Arbeitslosigkeit bedroht die wirt-
schaftliche Grundlage der Familien und somit den sozialen
Frieden. Zunehmende Arbeitsiosigkeit der jungen Men-
schen istfürden Einzelnen und die Gesellschaft dieschwer-
ste Belastung der Zukunft.

2. Wirwollen Arbeitslosigkeitwirksam bekämpfen. Das setzt
eine gründliche Kenntnis ihrer Ursachen voraus:

- Wir stehen in einem tiefgreifenden Strukturwandel der
Arbeitswelt. Technischer Wandel, Rationalisierung und
Automation machen es möglich, daß immer mehr produ-
ziertwird, dafür aberimm

er weniger Arbeitskräfte benötigt
werden. Deshalb muß die vorhandene Arbeit gerechter
verteilt werden. Die Sozialdemokraten in Rheinland-Pfalz
werden sich füreine Verkürzung derArbeitszeit einsetzen.

- in den nächsten Jahren werden zahlenmäßig schwache
Jahrgänge aus dem Arbeitsleben ausscheiden, aber ge-
burtenstarke Jahrgänge verlassen dieSchulen und Aus-
bildungsstätten. Sie suchen nach einemWeg ins Berufs-
leben. Ohne Veränderung der Arbeitswelt werden wir in
den nächsten fünf Jahren allein aus diesem Grundetwa 1
Million Arbeitsplätze in der Bundesrepublik mehr brau-
chen.

Alle Maßnahmen müssen angesichts derunterschiedlichen
Ursachen zu einem abgestimmten und gemeinschatftli-
chen Handeln zusammengefaßt werden. Vorgeblich einfa-
cheWege und scheinbare PatentrezeptewerdenderAufga-
be nicht gerecht.

Der Staat muß aktiveWirtschaftspolitik betreiben, um ge-
meinsam mitArbeitnehmern und Arbeitgebern dieRahmen-
bedingungen für Vollbeschäftigung zu schaffen.
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Soziale Leistungen sollen gesichert und auf diejenigen
Bürger konzentriert werden, die auf sozialen Ausgleich
wirklich angewiesen sind (z.B. durch Schaffung von Ein-
kommensgrenzen). Jeder allgemeine Abbau von sozialen
Leistungen wird von uns abgelehnt,weil er sozial ungerecht
ist und wegen der Kürzung der Nachfrage in hohem Maße
auch wirtschaftlich schädlich wirkt.

Würde derStaat nicht mehr aktiv insWirtschaftsgeschehen
eingreifen, sich zurückziehen und dabei gleichzeitig auch
noch soziale Leistungen abbauen, dann wären wirtschaftli-
che und soziale Probleme nicht gelöst, sondern verstärkt.
Weiteres undifferenziertesWachstum stößt aufGrenzen, vor
allem im Bereich derErhaltung derUmwelt, es verschärft die
risikoreiche Abhängigkeit vom Erdöl und es führt zu wach-
senden Belastungen der Arbeitnehmer in der Arbeitswelt.
Wir brauchen neue Technologien, neue Bautätigkeit und
auch neue Industrieanlagen für die Sicherung unserer Zu-
kunft und für mehr Lebensqualität.
Wir Sozialdemokraten wollen qualitatives Wachstum in
praktischer Politik verwirklichen.

4. Bei der Verkürzung derArbeitszeit stehen alle Möglichkei-
- ten zur Diskussion: Verkürzung der Lebensarbeitszeit, der
Jahresarbeitszeit und derWochenarbeitszeit.

DasAngebotanTeilzeitarbeitsplätzen mußfürsolche Perso-
nen ausgebaut werden, die nur Teilzeitarbeit suchen und
soll nicht zu einer Verminderung der Vollzeitarbeitsplätze
führen. Den Gruppen derGesellschaft, die durch Arbeitslo-
sigkeit besonders betroffen sind,wollenwirverstärkt helfen:
durch konzentrierte Vermittlungsbemühungen, mehr Be-
rufs- und Ausbildungsberatung und durch bessere Berufs-
qualifikationen.

5. Viele Arbeitsplätze hängen unmittelbar von dem Umfang
und derQualitätöffentlicher Investitionen ab. Deshalbwol-
len wir stärkere öffentliche Investitionen in den Bereichen,
die eine menschliche Zukunft sichern helfen.
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Ein Beispiel dafür ist unser Ziel, den Bau von sinnvollen
Ortsumgehungen zu forcieren und in den Wohngebieten
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung sowie den Radwege-
bau zu fördern. Das dient auch der Verbesserung des
Wohnumfeldes und macht das Wohnen in den Ortskernen
und Innenstädten für Familien mit Kindern wieder attraktiv.
Wie andere Bundesländer soll auch das Land Rheinland-
Pfalz einen finanziellen Beitrag zur Realisierung solcher
Maßnahmen leisten.

AuchGemeinschaftseinrichtungenmüssenauf dem Lande
ohne unzumutbarweiteWege erreichbar sein. Dies gilt ins-
besondere für Schulen, Krankenhäuser, berufliche Bil-
dungseinrichtungen und Verwaltungen, die der Bürger
häufig aufsuchen muß.

6. Die Politik setzt den privaten Investitionen einen Rahmen. In
den vergangenen Jahren hat es zahlreiche Erleichterungen
für private Investitionen gegeben.
Lebensqualität und Arbeitsplätze hängen im erheblichen
Umfang auch von öffentlichen Dienstleistungen und Investi-
tionen ab. Deshalb wollen wir die Tätigkeit der öffentlichen
Hände überall dort stärken, wo sie hilft, eine menschliche
Zukunft zu sichern. Während der Bedarf an Konsumgütern
teilweise stagniert, besteht eine verstärkte Notwendigkeit

- an Fernheizsystemen, damit die Abwärme von Elektrizi-
tätswerken genutzt werden kann,

- an umweltfreundlichen Kohlekraftwerken,damit die Luft-
verschmutzung durch Schwefeldioxyd gestoppt wird,

- aneinerFörderung derWärmedämmung,damit derhohe
Energieanteil für die Gebäudeheizung zurückgeht,

- an einer besseren Abwasseraufbereitung, damit die Ver-
seuchung des Grundwassers gebremst wird,

- an der Modernisierung von Bundesbahnstrecken, damit
dieses umweltfreundliche Transportmittel wettbewerbs-
fähig wird,
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- an preiswerten Wohnungen in guten Lagen, damit auch
Normalverdiener menschenwürdig leben können,

- an sozialen Diensten und Einrichtungen fürBenachteilig-
te.

Auf den Feldern der Energieeinsparung, des Umweltschut-
zes, des Wohnungsbaus und der Wohnungsrenovierung,
der Mikroelektronik und des Fremdenverkehrs können
auch mittelständische Betriebe konkurrenzfähig sein. Ihre
Startchancen sind im Interesse der Erhaltung eines gesun-
den Wettbewerbs zu verbessern.
DieArbeitnehmer sind die am meisten Betroffenen beim Ein-
satz derMikroelektronik.Daher kommt der Erforschung der
Anwendungstechniken auch unter dem Gesichtspunkt der
Arbeitsplatzsicherheit eine wichtige Bedeutung zu.

Zum Schutz der mittelständischen Industrie halten wir es
für notwendig, daß ein Garantiefonds zur Abwendung von
Folgekonkursen für kleine und mittlere Betriebe geschaffen
wird. Die Einführung einer Sammelhaftung für öffentliche
Aufträge in der Bauwirtschaft über einen Sicherheitsfonds
solite geprüft werden, um von den zum Teil sehr hohen, die
Finanzkraft der Betriebe übersteigenden Sicherheitslei-
stungen herunterzukommen.

7. Die von Landesregierung und Landtag festgelegten Finanz-
mittel für die Regionalförderung sind nach einem über-
schaubaren Stufenplan konzentriert einzusetzen. Arbeits-
verwaltung,Wirtschaftsförderungsgesellschaften und Tarif-
parteien werden vorher gehört.

8. Die Vergabe öffentlicher Mittel für die Schaffung oder die
Erhaltung von Arbeitsplätzen ist langfristig zu binden. Of-
fentliche Hilfen werden aus Steuergeldern finanziert. Des-
halb istihreVergabe vor allem an dem Ziel einerdauerhaften
Sicherung von Arbeitsplätzen zu orientieren.
In Rheinland-Pfalzwollen wiraußerdem bei der Inanspruch-
nahme solcher Mittel (Zulagen, Zuschüsse und Bürgschaf-

| ten) die Mitbestimmung der Arbeitnehmer durchsetzen.
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Sie vergrößert die für die Entscheidungen wichtigen Infor-
mationen, trägt deshalb zu mehrQualität der Strukturpolitik
bei und öffnet den Weg zur gleichberechtigten Beteiligung
der Arbeitnehmer bei wirtschaftlichen Entscheidungen.

9. Unterschiedlichen wirtschaftlichen und sozialen Anforde-
rungen in den Regionen des Landes sollen dievorhandenen
„Regionalen Planungsgemeinschaften” Rechnung tragen.
Regionalplanung und Wirtschaftsförderung müssen bes-
ser aufeinander abgestimmt werden. Auch dazu ist neben
einerselbständigen, ihre eigene Entwicklung nicht störende
Zusammenarbeit der Gemeinden und Landkreise die Be-
teillgung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften mit
Sitz und Stimme in den Planungsgemeinschaften erforder-
lich.

Es geht also um ein abgestimmtes Zusammenwirken vor-
handener Instrumente und deren Ergänzung im Sinne von
Mitbestimmung und Mitwirkung aller Betroffenen.

10. Bund und Land haben als öffentliche Arbeitgeber für die
Strukturpolitik eines Flächenlandes wie Rheinland-Pfalz ei-
ne besondere Bedeutung. Ihre Einrichtungen dürfen nicht
nur in Großstädten zusammengefaßt werden, sondern sol-
len weitestgehend dezentral erhalten bleiben.

11. Auch deröffentliche Dienst hatweiterhin seinen Beitragzur
Verbesserung der Ausbildungs- und Beschäftigungslage
zu leisten. Sein Ausbau kann nur noch dort erfolgen, wo
Schwerpunkte öffentlicher Aufgaben neu entstehen oder
bisher nur ungenügend wahrgenommen worden sind.
Privatisierungen lösen indessen das Problem nicht und
werden von uns abgelehnt.

Neue gesetzliche Aufgaben für den öffentlichen Dienst sind
zugleich unter dem Gesichtspunkt der personellen Bela-
stungen zu prüfen.

Der Stellenkegel sollte abgebautwerden durch eine aufga-
benorientierte Beförderungs- und Besoldungspraxis.
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Beamte sollten künftig nur noch dort eingesetztwerden, wo
zweifelsfrei hoheitliche Aufgaben zu erfüllen sind.
Unser Ziel bleibt nach wie vor ein einheitliches Dienstrecht.

12. Angesichts derArbeitslosigkeitisteseinbesonderesÄrger-
nis, wenn öffentlich Bedienstete in großem Umfang geneh-
migte Nebentätigkeitenwahrnehmen, die sowohl im öffentli-
chen als auch insbesondere im privaten Bereich die Anzahl
der Arbeitsplätze vermindern.
DiesesMittel sind invielen Fällen besserfürzusätzliche Stel-
len einzusetzen. Die öffentlichen Arbeitgeber haben die
Pflicht, auf Dauer anfallende Überstunden durch zusätzli-
che Einstellungen zu beseitigen.
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Das Verhältnis Bürger — Staat
entscheidet über die Zukunft
der Demokratie

1. Wieaalle Staaten der Welt steht die BundesrepublikDeutsch-
land, damit auch Rheinland-Pfalz, mitten in neuen Her-
ausforderungen. Die Überwindung der gegenwärtigen
Schwierigkeiten kann nur in gemeinschaftlicher Anstren-
gung gelingen.

Weder die Abwendung vom Staat, noch die Propagierung
und Anwendung von Gewalt, nochdervollständigeRückzug
ins Privatleben sind geeigneteWege, gesellschaftliche Pro-
bleme zu lösen.

Wir treten für Toleranz gegenüber dem Andersdenkenden
ein und suchen die Diskussion mit den Bürgern.

Vor jeder Entscheidung bedarf es der gezielten Aufklä-
rung, der verständlichen Darlegung der Probleme, der Lö-
sungsalternativen, der Zusammenhänge und der voraus-
sichtlichen Folgen möglicher Entscheidungen.

2. Das Wesen der Demokratie heißt Mitbestimmung. Nach
unserer Auffassung muß Mitbestimmung alle Seiten des
gesellschaftlichen Lebens erfassen und darf sich nicht auf
bestimmte staatliche Ebenen beschränken. Die Gleichbe-
rechtigung der Menschen findet ihre Entsprechung in der
Mitbestimmung.

Wirtreten deshalb auch für mehrMitbestimmungin denVer-
waltungen (Landespersonalvertretungsgesetz) und bei den
Unternehmen ein (Betriebsverfassungsgesetz, paritätische
Mitbestimmung).

Mitbestimmung dient der Demokratisierung des Lebens.
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhang, d.h. deren Betei-
ligung am Produktionskapital (im Rahmen von Tariffonds)

16 .



istnach unserer Auffassung eine notwendige Ergänzung. Zu
beiden Bereichen, derTeilnahme am Sagen und am Haben,
werden von uns neue Impulse ausgehen.

3. Demokratie wird in der Gemeinde erfahren. Dort, wo die
Menschen wohnen, arbeiten und ihre Freizeit verbringen.
Grundgesetz und Verfassung garantieren den Gemeinden
die umfassende Zuständigkeit für alle Fragen des öffentli-
chen Lebens. Diese Allzuständigkeit der Gemeinden wird
durch ein Übermaß an staatlicher Bürokratie und ortsferne
Entscheidungen eingeschränkt.
Es bedarf daher vorrangig der Stärkung der kommunalen
Selbstverwaltung und einer besseren Finanzausstattung
unserer Gemeinden,weil nur so Selbstverwaltung aufDauer
garantiert wird.

4. DerErfolg kommunalerSelbstverwaltung ist nicht zuletztab-
‚hängig von einer Stärkung des ehrenamtlichen Elements.
Über dieMitwirkung gewählterVertreter inden kommunalen
Räten und Ausschüssen hinaus bedarf eine lebendige De-
mokratie der Überzeugung vieler Bürger, daß ihr Engage-
ment Sinn hat. Gerade in den Gemeinden sind wir deshalb
auf die Vielfalt der Vereine und Initiativen angewiesen, die
sich am Wohl der Gemeinschaft orientieren.

Mitarbeit undMitverwaltung derBürgerin ihrenAngelegen-
heiten wird nur dort gelingen, wo das Ergebnis einer Ent-
scheidung übersehen und kontrolliert werden kann. Es ist
daher erforderlich, Gesetze und Vorschriften aufzuheben,
die zur Gängelung der Selbstverwaltung dienen. Die Mitar-
beit der Bürger in ihren Angelegenheiten darf sich nicht im
bürokratischen Dickicht verheddern.

5. Es bedarf einer Fortschreibung der rheinland-pfälzischen
Verwaltungsreform: das Verhältnis staatlicher und kommu-
nalerAufgaben ist zu Gunsten derkommunalen Gebietskör-
perschaften neu zu ordnen. Aber auch die Aufgabenvertei-
lung zwischen den verschiedenen kommunalen Ebenen
bedarf einer Neuordnung zu Gunsten derOrtsgemeinden.

17



In den Ballungsräumen sind die Grundlagen für eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Stadt und Um-
landgemeinden zu verbessern. Insbesondere auf dem Ge-
biet der Bauleit-, Landschafts- und Naherholungsplanung
sowie derWirtschaftsförderung muß aus dem Nebeneinan-
der ein Miteinander werden.

6. DieZweckzuweisungenanKreise und Gemeinden solltenin
allgemeine, investitionsgebundene Zuweisungen verän-
dert werden. An die Stelle zahlreicher Zuweisungen zu den
verschiedensten Zwecken sollen wenige investitionsge-
bundene Landeszuweisungen treten, die — ausschließlich
am objektiven Bedarf orientiert—denkommunalen Gebiets-
körperschaften zugeteilt werden.
Die Verwendung von Zuweisungen soll in kommunaler
Selbstverwaltung erfolgen. Nur so ist gewährleistet, daß die
an derVerwendung von Zuweisungen interessierten Bürger
eine Entscheidung nachvollziehen und die Gemeinden die
Ziele ihrer Investitionen selbst bestimmen können.

Die im Finanzausgleichgesetz geregelte Finanzausstattung
der kommunalen Gebietskörperschaften muß zu Gunsten
der umlageverpflichteten Gemeinden geändert werden.
Zug um Zug mit der Aufgabenneuordnung zu Gunsten der
umlageverpflichteten Gebietskörperschaften muß die Um-
lageberechtigung von Kreis- und Verbandsgemeinden der
Höhe nach eingeschränkt werden. Ortsgemeinden mit
mehrals5000 Einwohnern ist dieMöglichkeit einzuräumen,
in beschränktem Umfang eigenes Verwaltungspersonal zu
beschäftigen.

7. Veränderungen im Wahlrecht werden von uns dann befür-
wortet, wenn sie den Einfluß der Bürger tatsächlich stärken.
Unter dieser Voraussetzung streben wir ein Landeswahl-
recht an, das dem Wähler die Möglichkeit eröffnet, seinen
Abgeordneten zum Landtag direkt zu wählen. Das gegen-
wärtige Landeswahlrecht wird diesem Anspruch nicht ge-
recht. Wir streben daher ein Landeswahlrecht an, daß dem
Bundeswahlrecht entspricht.
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8. Voraussetzung zu sachgerechter Meinungsbildung und
Entscheidungsfindung ist eine umfassende Information. Die
Vermittlung dieser Information ist neben Bildung und Unter-
haltung die wichtigste Aufgabe von Presse, Funk und Fern-
sehen.

DieSozialdemokraten in Rheinland-Pfalzwollen die beste-
hende und bewährte Medienordnung —privatrechtlich or-
ganisierte Presse und öffentlich-rechtlich organisierter
Rundfunk — ungeschmälert erhalten. Den Kommerzfunk
lehnen wir ab.Aufgrund der bisherigen Planungen gilt diese
Ablehnung auch für das Kabelpilotprojekt in Ludwigshafen.

Die Versorgung bisher schlecht empfangenderGebiete hat
Vorrang vor der Überversorgung neuen Fernsehsystemen.

9. Die Sozialdemokraten in Rheinland-Pfalz halten innere Re-
formen der Rundfunkanstalten für notwendig. Die Unab-
hängigkeit der öffentlich-rechtlichen Anstalten ist zu si-
.chern und die innere Redaktionsfreiheit zu gewährleisten.

10. Die Kabelkommunikation bietet neue Möglichkeiten der
direkten Ansprache, der Information, der Bildung und der
Unterhaltung, aber auch des Mißbrauchs. Wir sperren uns
nicht gegen die Einführung neuer Informationstechniken,
unsere Bedenken gegen deren allgemeine Einführung be-
stehen jedoch weiter.
Zeitlich befristete und räumlich begrenzte realistische Ver-
suche in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft, Programmver-
antwortung und Programmkontrolle müssen die neuen
Möglichkeiten auf ihre Vor- und Nachteile hin untersuchen.
Die Nutzung neuer Informations- und Nachrichtentechni-
ken im geschäftlichen und industriellen Bereich bedarf
der genauen Prüfung hinsichtlich der Auswirkungen auf
die Arbeitsplätze und auf die Gesellschaft insgesamt.

11. Wir Sozialdemokraten werden Beratungsstellen für die An-
wendung neuer Technologien unterstützen.
Von Gewerkschaften und Unternehmen sollen mit staatli-
cher Unterstützung Möglichkeiten entwickelt werden, ein-
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zelne Unternehmen und Betriebsräte beitechnisch-organi-
satorischen Umstellungen im Betrieb zu beraten. Insbeson-
dere unterstützen wir Betriebsräte und Unternehmen, die
mit Vereinbarungen den sozial ausgewogenen Einsatz
neuer Technologien regeln.

Denn wir Sozialdemokraten wollen, daß den betroffenen
Arbeitnehmern durch den Einsatz neuer Technologien kei-
ne Nachteile entstehen.

Die heute lebende Generation hat
eine große Verantwortung für die
künftigen Generationen

1. Die junge Generation muß auf die tiefgreifenden Verände-
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft vorbereitet werden.
Zwischen Beschäftigungs-und Bildungssystem besteht ein
enger Zusammenhang. Bildungspolitik ist eines der wich-
tigsten Aufgabengebiete des Landes.
Bessere Bildung bedeutetbessereBerufschancen und da-
mit mehr Sicherheit. Unterrichtsausfall ist Bildungsverwei-
gerung durch das Land.Wir wollen Chancengleichheit ver-
wirklichen und eine Schule, die soziale Benachteiligung ab-
bauen hilft. Berufliche und allgemeine Bildung sind für uns
gleichwertig. Wir wollen „fördern statt auszulesen.”
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2. Die Schulen sind zuenger pädagogischerZusammenarbeit
aufgefordert.

Wir wollen die Schule nicht umkrempeln, sondern im Inter-
esse der Kinder und ihrer Eltern weiterentwickeln. Dazu ist
eine Neuregelung der Lehrerausbildung notwendig, die
sich an den Schulstufen und nicht an den Schularten orien-
tiert.

Grundschulen sollen mindestens vier Klassen umfassen.
Dort, wo unzumutbar lange Schulwege entstehen, ist auch
eine kleine Grundschule zu erhalten.

3. Wir wollen das gemeinsame 5. und 6. Schuljahr einführen,
als schulart-übergreifende Orientierungsstufe sowohl in
Hauptschulen als auch in Schulzentren. Das wird den Lei-
stungsdruck von den 9- und 10jährigen Kindern nehmen,
die Schulwege vielerorts verkürzen und die Entscheidung
über den schulischen Werdegang sicherer machen. Die
Kinder verschiedener Herkunft sollen sich länger gemein-
sam entwickeln können. Am Ende des 6. Schuljahres sollen
dann auf Empfehlung der Lehrer die Eltern ihre Entschei-
dung über den weiteren Bildungsweg ihrer Kinder treffen,
womit oft zugleich der Lebensweg entscheidend geprägt
wird.

4. Wir halten dieGesamtschule für die beste Möglichkeit, glei-
che Bildungschancen und Förderungsmöglichkeiten zu
verwirklichen. Sie soll als gleichberechtigte Schule dort
eingerichtet werden, wo Eltern dies wünschen. Ganztags-
schulen sind ein weitererSchrittzurChancengleichheitund
im Interesse der Schüler erstrebenswert.

5. Sonderschulen sind unentbehrlich und weiterhin zu för-
dern, dürfen aber nicht zum Abstellgleis für behinderte
Schülerwerden. Die generelle schulischeTrennung von Be-
hinderten und Nichtbehinderten muß überwunden werden.
Hierzu sind Sonderschulpädagogen verstärkt in Grund-
und Hauptschulen einzusetzen. Die Sonderschulen sind
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stärker darauf auszurichten, behinderten Schülern so zu
helfen, daß sie in die allgemeinen Schulen zurückkehren
können.

6. Ein 10. Bildungsjahr für alle und die flächendeckende Ein-
führung der beruflichen Grundausbildung wird die Berufs-
chancen Jugendlicher auf dem Arbeitsmarkt verbessern.
Die Berufsentscheidung ist besonderswichtig, deshalb soll
auch eine gezieltere und umfassende Berufsberatung
stattfinden. Daher soll in den letzten beiden Jahren ein Fach
Berufslehre

— Arbeitswelt eingeführt werden. Es vermittelt
einen Überblick über Berufsfelder, Möglichkeiten und Zu-
kunftschancen sowie praktische Einblicke in den berufli-
chen Alltag. So kann sich der Jugendliche auf einer breite-
ren Grundlage auf seine Berufsentscheidung vorbereiten.

7. Das duale System der Berufsausbildung in Schule und Be-
trieb verlangt ein ausreichendesAngebot an Ausbildungs-
plätzen durch die Arbeitgeber. Wo Ausbildungsplätze feh-
len, müssen die Ausbildungsbetriebe stärker unterstützt
und zusätzliche Ausbildungsmöglichkeiten durch dasLand
geschaffen werden.

Alle Betriebe haben Vorteile von gut ausgebildeten Fach-
kräften. Wer nicht ausbildet, muß sich an den Kosten beteili-
gen, die andere bisher für ihn mittragen.

Die Zulassungsbeschränkungen an beruflichen Vollzeit-
schulen sind nicht nur ein unerträglicherEingriff in den Be-
rufs- und Lebensweg junger Leute, sondern sie verschärfen
auch noch den Mangel an hochqualifizierten Fachkräften in
der Wirtschaft. Deshalb sollen sie aufgehoben werden.
Berufliche Fachklassen, weitere überbetriebliche und mit
dem Handwerk und der Industrie gemeinschaftlich getrage-
ne Lehrwerkstätten sollen insbesondere in ländlichen Räu-
men erhalten oder ausgebaut werden.
Berufliche Bildungsgänge und Abschlüsse müssen aufge-
wertet werden. Die Techniker- und Meisterprüfung soll
gleichzeitig die Berufsfachschulreife beinhalten. Der er-
folgreicheAbschlußeiner qualifiziertenAusbildung solldem
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Sekundarabschluß I gleichgestelltwerden. Dazu gehört, die
in Schule und Betrieb erbrachten Leistungen in die Be-
rufsabschlußprüfung einzubeziehen.

8. Den Ausbau von Hoch- und Fachhochschulen und des 2.
Bildungsweges wollen wir bedarfsgerecht fortsetzen.
Auf die bessere Ausnutzung der vorhandenen Hochschul-
kapazitäten und die rationelle Nutzung der Studienplätze ist
verstärkt zu achten.

Ausbildungsförderung (BAFöG) für Schüler und Studen-
ten muß erhalten bleiben. Nur so kommen wir auf demWeg
zur Chancengleichheit ein Stück voran.

Für Meister, Techniker und besonders qualifizierte Fachar-
beiter soll eine Zugangsmöglichkeit zur Fachhochschule
geschaffenwerden, die lange und teureUmwege vermeidet.

9. Indennächsten Jahrenwird dieWeiterbildung fürdieQuali-
fizierung und Umschulung, derAusbau von Chancengleich-
heit, das Nachholen von Schulabschlüssen, die Integration
von Ausländern, die Eingliederung Arbeitsloser in das Er-
werbsleben und die Seniorenbildung an Bedeutung gewin-
nen. Ein planmäßiger Ausbau der beruflichen, allgemeinen
und politischen Bildung über den bisherigen Stand hinaus
ist — wie die Verbesserung des Schulwesens — eine bil-
dungs- und gesellschaftspolitische Notwendigkeit Damit
liegt die Unterhaltung und Förderung von Weiterbildungs-
einrichtungen ebenso im öffentlichen Interesse wie die
Schul- und Hochschulbildung und kann nicht ausschließ-
lich dem Privatvergnügen derjenigen überlassen werden,
die sich eine private Weiterbildung finanziell erlauben kön-
nen. Sozialdemokraten betrachten Weiterbildung als inte-
gralen Bestandteil eines Gesamtbildungssystems und sie
werden diesen bisher vernachlässigten Bereich verstärkt
fördern.

10. Auch in unserem Land ist der im Grundgesetz festgelegte
Rechtsanspruch auf Gleichstellung der Frauen in der Ar-
beitswelt, in der Familie, in der Politik und im öffentlichen Le-
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i ben nicht annähernd verwirklicht. Es muß aber allen Män-
| nern und Frauen ermöglicht werden, Familie und Beruf

miteinander zu vereinbaren, ohne daß unzumutbare Nach-
teile und Mehrfachbelastungen entstehen.
Deshalb soll eine Gleichstellungsstelle eingerichtet wer-
den, die zur Verwirklichung der grundgessetzlich garantier-
ten Rechte der Frau beiträgt. Sie wird beim Ministerpräsi-
denten in der Staatskanzlei angesiedelt, um im Bereich sei-
ner Richtlinienkompetenz ressortübergreifende und koordi-
nierende Arbeit zu ermöglichen. Durch den Abbau von Vor-
urteilen und die Förderung partnerschaftlichen Verhaltens
in allen Bereichen sollen veraltete Rollenbilder überwunden
werden.

Dazu gehören auch:
Im Bereich der Familie: familienstützende Ganztagsein-
richtungen und ein Elternurlaub mit Arbeitsplatzgarantie.
Im Bereich des Erwerbslebens: familienfreundliche Arbeits-
zeitregelungen, mehr qualifizierte Teilzeitarbeitsplätze für
Männer und Frauen, die Überprüfung derArbeitsschutzbe-
stimmungen, Humanisierung der Schichtarbeit, die Durch-
setzung der Lohngleichheit sowie Maßnahmen zur Verbes-
serung derAufstiegschancen und derWiedereingliederung
von Frauen, unter anderem durch Frauenförderungspläne
im öffentlichen Dienst wie in der Privatwirtschaft.

11. Verantwortung für die Zukunft ist für uns auch Verantwor-
tung für die Familie. Der Staat und die gesellschaftlichen
Gruppen müssen unterstützen und entlasten. Familienauf-
gaben müssen auch dort zu erfüllen sein, wo die Eltern be-
rufstätig sind oder wo Krankheit die Existenz bedroht.
Aus diesem Grund sind wir für den staatlichen Familienla-
stenausgleich; für gleiches Kindergeld für alle bis zu einer
gewissen Einkommensgrenze, aber gegen Steuerfreibe-
träge; für die Zurücknahme familienfeindlicher Beitragser-
höhungen des Landes bei den Kindergärten und Schul-
transporten; für die Erweiterung der Lernmittelbeihilfe für
Wenigerverdienende; für ortsnahe Kindergärten, Kinder-
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krippen und Kinderhorte; für Tagesmütter bzw. -väter und

|

für Elternurlaub. |

Aufgrund nachgewiesener Notwendigkeit werden wir die |

Erziehungs-und Drogenberatung weiter ausbauen. Fami- |

lienberatungsstellen wollen wir mit Landeshilfe dauerhaft |

gesichert wissen. |

12. Der ländliche Raum muß besser mit Ärzten, Fachärzten
und Zahnärzten versorgtwerden. Krankenhäusermit einer
Mindestausstattung sollen möglichst wohnortnah erreich- |

bar sein. Die weitere Konzentration ist zu vermeiden. Das
Rettungswesen muß finanziell abgesichert werden.

Die im Land Rheinland-Pfalz errichteten Sozialstationen ha-

|

ben sich bewährt. Sie sind weiter zu unterstützen. Die freien
Wohlfahrtsverbände erfüllen in Rheinland-Pfalz ihre Aufga-
ben hervorragend. Sie können sich unserer Unterstützung
auch in Zukunft sicher sein. Dies gilt ebenfalls für neue For-

|

men der Wohlfahrtspflege, beispielsweise für die mobi-
len sozialen Dienste. |

Die Verbraucherberatung muß als Mittel derAufklärung ge-
rade für Familien besonders gefördert werden. 1

Sozialdemokraten lehnen die globale Leistungseinschrän-
kung des Landespflegegeldgesetzes ab. Statt knapper
werdende staatlicheMittel weiterhin an alle zu verteilen, hal-
ten sie die Einführung von Einkommensgrenzen für den
besseren Weg zur Konzentration staatlicher Sozialleistun-
gen.

13. Wichtig für Gegenwart und Zukunft ist das Zusammenle-
ben und dasVerständnis derGenerationen untereinander.
Dazu gehört ein familiengerechterWohnungsbau, der das
Zusammenleben von Jungen und Alten fördert.
Für die ältere Generation wollen wir dasWeiterbildungsan-
gebot attraktiver machen, Begegnungsstätten und Vorsor-
geeinrichtungen schaffen oder ausbauen.
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Die Jugend soll spezielle Treff- und Anlaufstellen erhalten;
neben der Förderung der organisierten Jugendgruppen
müssen besonders Jugendzentren gefördert werden.
Wir brauchen ein landesweites Konzept, das Dorfgemein-
schafts-, Jugend- und Altenzentren fördert und Möglichkei-
ten des Zusammenwirkens und der gemeinsamen Verant-
wortung bietet.
Den überhoiten Altenplan werden wir zu einem modernen
Plan für alle Menschen im 3. Lebensabschnitt umgestalten.

14. Wie die natürliche Lebensumwelt für nachfolgende Gene-
rationen aussieht, hängt entscheidend mit davon ab, wie
wir uns heute verhalten. Gerade die Art und Weise unseres
Wirtschaftens ist es, die unsere Umwelt gefährdet. Und ge-
rade deshalb müssen schon vor der Produktion die Folgen
für die Umwelt bedacht und die natürlichen Lebensgrundla-
gen wie Luft, Wasser, Boden, Natur geschützt werden.
Für die SPD Rheinland-Pfalz ist das Vorsorgeprinzip noch
wichtiger als das Verursacherprinzip. Jede staatliche, wirt-
schaftliche und private Planung muß deshalb mögliche
Auswirkungen auf die Umwelt mitbedenken. Umweltver-
träglichkeitsprüfung und Risikoanalyse müssen verbindli-
cher Bestandteil jeder Planung werden. Denn Umweltge-
fahren dürfen, wie die schlechten Erfahrungen (saurer Re-
gen) zeigen, nicht mehrwie bisher isoliert angegangen wer-
den, sondern die sich gegenseitig verstärkten Umweltschä-
digungen müssen in ihrerGesamtheit bekämpftwerden.Wir
sind für strikte Anwendung der vorhandenen Umwelt-
schutzvorschriften, für deren verschärfte Überwachung
durch die Umweltbehörden.

15. Die Luftqualität muß intensiver kontrolliert und übergrei-
fende Luftreinhaltepläne für ganz Europa erstellt werden.
Insbesondere die Schadstoffbelastung der ausgedehnten
Wälder des Landes Rheinland-Pfalz, die seinen größten
Reichtum darstellen, muß viel genauer als bisher über-
wacht werden, um drohende Schäden frühzeitig erkennen
zu können. Umweeltpolitische, wirtschaftliche und soziale
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Ziele sind für uns Sozialdemokraten gleichrangig. Zwi-
schen ihnen besteht kein prinzipiellerGegensatz. So istz.B.
Energiesparen sowohl umweltschonend als auch wirt-
schaftlich sinnvoll. Vielen von dem, was heute mit Erwägun-
gen wirtschaftlicher Vernunft gerechtfertigt wird, ist nichts
anderes als unverantwortlicher Raubbau auf Kosten künfti-
ger Generationen oder egoistische Bereicherung auf Ko-
sten der Allgemeinheit. Nur eine Wirtschaftsordnung, die
nicht ständig ihre eigenen natürlichen Grundlagen unter-
gräbt, ist auch wirtschaftlich vernünftig. Wir brauchen also
eine Kurskorrektur, aber sie darf nicht die soziale Stabilität
und damit gerade eine Grundvoraussetzung für das Gelin-
gen der Neuorientierung des Wirtschaftens gefährden.

16. Fernwärme und Erdgasnutzung sollen die Luftverschmut-
zung durch die privaten Haushalte eindämmen. Für Kraft-
fahrzeuge müssen weitere Techniken für abgas- und ver-
brauchsärmere und leisere Motoren entwickelt werden.

Der öffentliche Personennahverkehr muß gerade in den
ländlichen Regionen in kommunalerSelbstverwaltung unter
finanzieller Beteiligung des Landes leistungsfähig ausge-
baut werden. Der Anreiz zum Umsteigen vom PKW auf Bus
und Bahn muß größer werden.
Der öffentliche Personennahverkehr hat sich als umwelt-
freundlich und energiesparend erwiesen. Er bremst den
Landschaftsverbrauch. Deshalb gehört ihm sowohl im länd-
lichen Raum als auch in den Verdichtungsgebieten die Zu-
kunft. Das Land muß sich mehr als bisher am Ausbau und
dem Betrieb leistungsfähiger Bus- und Straßenbahnsyste-
me beteiligen.

17. Alle Gewässer müssen konsequent überwacht, die Scha-
densverursacher zur Beseitigung derSchäden herangezo-
gen werden. Der Bau von Kläranlagen bleibt unser beson-
deres Anliegen. Unser Grundwasser ist ein natürliches
Trinkwasserreservoir, es muß geschützt werden. Gera-
de die Industrie sollte zur Wiederverwendung von „Brauch-
wasser” ermutigt werden. Dabei sind kleinere Anlagen aus
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Kostengründen und wegen ihrer höheren Effektivität zu be-
vorzugen. Neue Abwasserreinigungsverfahren (Wurzel-
raumentsorgung) sind zu fördern.

18. Die heute in vielfacher Weise belastete und gefährdete
Landschaft darf nicht weiter zersiedelt werden. Mit Hilfe
sinnvoll gestalteter Bebauungspläne soll unverantwortli-
cher Landschaftsverbrauch, auch durch Verkehrswege,
eingeschränkt werden.
Die wirtschaftliche Ausbeutung unserer Landschaft, z.B.
durch dieGewinnung von Sand,Kies,Ton und Bims,muß zu-
rückhaltend und landschaftsschonend vorgenommen wer-
den. Ausgebeutete Gebiete sind sorgsam zu rekultivieren.

19. Zurückhaltung ist auch bei der Flurbereinigung geboten.
Da sie für die Landwirtschaft und den Weinbau eine große
Rolle spielt, kann auf sie nicht ganz verzichtet werden. Doch
es istnotwendig, dabei mehr auf Umwelt- und Landschafts-
schutz zu achten. Den Gemeinden ist ein Mitbestimmungs-
recht einzuräumen.
Die Landwirtschaft, die in besondererWeise mit Natur und
Landschaft verbunden ist, kann und mußmithelfen, Umwelt-
schutz und Landschaftspflege zu bewirken. Gleich, ob es
um Flurbereinigung oder Trockenlegung von Feuchtgebie-
ten, die Verwendung chemischer Mittel im Ackerbau, der
Tierhaltung oder die Überdüngung des Bodens geht.
Der vertretbareAusgleich zwischen Ökologie und Ökono-
mie ist für die SPD Rheinland-Pfalz das erklärte Ziel. Um-
weltschutz ist nicht wirtschaftsfeindlich sein, sondern kann
auch wirtschaftsfördernd sein. Als investive Kraft schafft er
zusätzlich künftige Arbeitsplätze.

20. Sozialdemokraten in Rheinland-Pfalz treten ein für die Be-
schränkung des Einsatzes umwelt- und gesundheitsge-
fährdender Stoffe bis hin zu Erzeugungs- und Verwen-
dungsverboten für Stoffe, die Krebs erzeugen oder das
Erbgut schädigen, wie für umweltschädigende Stoffe die in
der Umwelt nicht abgebaut werden können. Wir Sozialde-

28



mokraten stehen dafür ein, daß gesundheits- und umwelt-
gefährdendeAbfälle aus Produktion und Konsum zu vermei- |

den sind, wenn sie im Rahmen der herkömmlichen Abfall-
wirtschaft nicht gefahrlos ausgesondert und beseitigt wer-

|

den können. Die Sozialdemokraten werden die Einführung |

von Düngungs- und Pflanzenschutzmethoden in der Land-

|

wirtschaft betreiben, die einerseits die Ausrottung gefähr- |

deter Tier- und Pflanzenarten sowie die Belastung der Um- |

welt mit gesundheitsschädlichen oder nicht abbaubaren |

Schadstoffen vermeiden, andererseits aber auch die erfor-
derlichen Ertragsqualitäten sicherstellen.

|

|

|
I

Rheinland-Pfalz — Unsere Heimat

1. Rheinland-Pfalz hateine große kulturelleTradition. Die Kul-
turpolitik darf sich nicht auf die Ballungsräume beschrän-
ken, sondern soll auch den ländlichen Raum fördern. |

Unterstützung darf nicht nur großen Museen, Orchestern

|

oder Berufskünstlern zukommen, sondern sie gebührt vor |

| allem auch den kleinen ländlichen Initiativen und kulturellen |

Vereinigungen, z.B. Laienspielgruppen. Ortlich bezogene
Veranstaltungen, Ausstellungen oder Laiendarstellungen
pflegen die kulturelle Vielfalt und fördern Gemeinsamkeit,
Bereitschaft zur Traditionspflege und spielerisches Ver-
ständnis.

|

Rheinland-Pfalz besitzt eine hoheZahl an historischenTra-

|

ditionsstätten und kulturellen Denkmälern. Sie zu unterhal-
ten ist Aufgabe eines aktiven Denkmalschutzes und einer |

verantwortungsbewußten Denkmalpflege. |
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2. Die Dorferneuerungwollenwirvorrangig in ländlich struktu-
rierten Gemeinden und in Gebieten mit Ausbaumöglichkei-
ten für den Fremdenverkehr fortsetzen. Wir wollen einen
Dorfentwicklungsplan, der in ein Dorferneuerungspro-
gramm mündet. Den Bau von Bürger- und Dorfgemein-
schaftshäusern wollen wir unterstützen, um das Vereinsle-
ben in den Gemeinden weiter anzuregen und zu fördern.

3. DerZersiedelung der LandschaftwollenwirSozialdemokra-
ten energisch entgegenwirken. Straßen- und Bauprojekte
müssen mit dem Ziel geplantwerden, die Landschaft so weit
wie nur irgend möglich zu schonen. Bei allen Vorhaben— vor
allem im Außenbereich — müssen Planer und Behörden dar-
auf achten, daß diese harmonisch in die Landschaft einge-
fügt werden.

4. Die Schönheit unseres Landes mit dem sie prägenden Kul-
turbild aus Wald- undWeinbaugebietenwollenwirschützen
und erhalten. Dies liegt nicht nur im Interesse von Land- und
Forstwirten, Winzern und Gastronomen, sondern dies
kommt allen Bürgern zugute.

Unsere Forstpolitikwill den Bestand an Wäldern zumindest
im jetzigen Umfang erhalten. Verluste müssen durch Auf-
forstungen sofort ausgeglichenwerden. Die Landwirtschaft,
welche die Funktionsfähigkeit und Wirtschaftskraft gerade
des ländlichen Raumes bestimmt, wollen wir sichern. Unse-
re Agrarpolitik in Rheinland-Pfalz ist deshalb darauf ausge-
richtet, die Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirt-
schaft bei der Produktion, Verarbeitung und Vermarktung zu
verbessern.

Den Landwirten stehen ein angemessenes Einkommen
und eine mitderübrigen Bevölkerung vergleichbare sozia-
le Sicherheit zu. Die pauschale und produktbezogene För-
derung der Landwirtschaft halten wir für überholt. Wir stre-
ben eine gezielte, die Interessen der Landwirtschaft, des
ländlichen Raums, der Verbraucher und der Allgemeinheit
gleichrangig berücksichtigende Betriebs- und Regionalför-
derung an.
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5. Die Förderung derQualitätsweinerzeugung ist von lebens-
wichtiger Bedeutung für die Winzer und dieWeinwirtschaft.
Sie bleibt deshalb Leitmotiv sozialdemokratischer Wein-
baupolitik. Zum Schutze derQualitätsnormen und der ehr- |

lichenWinzer sollen praktikable Herbstkontrollen verstärkt, |

die Weinkontrolle insgesamt ausgebaut und amtliche Kon-
trollzeichen für Flaschen eingeführtwerden.Wir müssen im
Interesse von Verbrauchern und Winzern verhindern, daß
von gewissenWeinen unkontrollierbare Mengen in den Ver-
kehr gebracht werden.
Weine, die aus dem Ausland eingeführt werden, sind einer
verschärften Qualitäts- und Mengenkontrolie zu unterwer-
fen. Weinbegleitscheine sollen eine mißbräuchliche Ver-
wendung und das „Eindeutschen” ausländischer Weine
verhindern.

Die Rebflächen in den Steillagen von Mosel, Rhein und Ahr
wollen wir erhalten, dademWeinbau in diesen Bereichen ei-
ne bleibende Bedeutung auch für den Fremdenverkehr
zukommt.

6. Der Fremdenverkehr in unserem landschaftlich schönen
Rheinland-Pfalz ist ausbaufähig. Deshalbwollen wir ihn wei-
ter fördern. Unser Land ist nicht nur für Kurz- und Zweitur-
laube attraktiv, sondern kann auch noch unter Familien-,
Aktiv- und Erholungsurlaubern neue Freunde gewinnen.
Die Förderrichtlinien müssen auch den Ausbau von kleine-
ren Betrieben desHotel- undGaststättengewerbesermög-
lichen. DieAusbildung des Nachwuchses und Personals im
Hotel- und Gaststättenbereich ist vom Land wirkungsvoll zu
unterstützen.
Damit die besonderen Chancen des Landes — die Verbin-
dung von Wald, Weinbau, Kurquellen und Mittelgebirge —

jenseits der Landesgrenzen noch bekannter werden, wollen
wir eng mit derDeutschen Zentrale fürTouristik zusammen-
arbeiten. Für das ganze Land muß ein einheitlicher, über-
sichtlicher Reiseführer erstellt werden, der regelmäßig auf |

den neuesten Stand zu bringen ist.
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Die landschaftliche Schönheit von Rheinland-Pfalz ist we-
gen ihres in vieler Hinsicht hohenWertes zu erhalten und zu
nutzen. Auch auf diesem Wege können durch zukunftsge-
richtete Investitionen vorhandene Arbeitsplätze gesichert
und neue geschaffen werden.

Wirwollen, daß unsere Mitbürger stolz auf ihr Land sein und
voller Zuversicht auf die Zukunft darin leben können.
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Die Mannschaft der SPD Rheinland-Pfalz:

Hans Schweitzer, MdL
Rose Götte, MdL
Rudolf Scharping, MdL
Hugo Brandt, MdB
Willi Rothley, MdL.
Werner Klein, MdL
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| Rede des
Landesvorsitzenden und Spitzenkandidaten

| der Rheinland-Pfälzischen SPD

|

HUGO BRANDT, MdB

auf dem
a.o.Landesparteitag der
SPD Rheinland-Pfalz

am 13. November 1932 in Mainz-Finthen

l
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Rede Hugo Brandt, MdB:

|
|

Die politische Landschaft |

am Ende des Jahres 1982

Die politische Landschaft des Jahres 1982 bietet nicht allzuviel

|

Tröstliches. Derkonservative Rückschlag nach Jahren des Auf-
bruchs hat seinen stärksten Pendelausschlag erreicht.
Die Bundesregierung wird seit dem 1. Oktober von der CDU/
CSU und dem konservativen Teil der Freien Demokraten ge-

stellt, in den Bundesländern herrschen überwiegend die Kon-

|

servativen. In einer großen Zahl von Städten und Gemeinden
haben wir Sozialdemokraten Mehrheiten verloren und damit

|

auch die Oberbürgermeister und die Bürgermeister.

Alle wichtigen Staatsämterwerden von Christdemokraten oder ı
Christsozialen besetzt. Vor allem die gedruckten Medien wer-

den weitestgehend von den Konservativen kontrolliert.

|

In Rheinland-Pfalz gibt es in der gesamten Staatsverwaltung |

des Landes kaum noch einen Sozialdemokraten, das politische ı
Terrain ist christdemokratisch-konservativ planiert. In den 60er |

Jahren war vom totalen CDU-Staat die Rede — jetzt allerdings |

droht er uns vollständig. !

Wir haben diese Lagennichtzu dramatisieren, aberauch nicht zu |

beschönigen.

Es gibt auch gegenläufige Entwicklungen,die jüngstenWahler- :

gebnisse signalisieren das. In einer solchen Situation müssen
wir Sozialdemokraten wieder einige Gewichte in die Waag- ;

schale des demokratischen Sozialismus legen und das |

Gleichgewicht in unserer Demokratie wieder herstellen. Die-
sem Ziel dienen auch unsere Anstrengungen für den Wahlent-
scheid im März nächsten Jahres in Rheinland-Pfalz. Unser er- '

stes undwichtigstes und erreichbaresZiel bleibt, dieabsolute
Mehrheit der CDU zu brechen.
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|

. In Bonn ist im September die sozial-liberale Koalition zer-

N brochen; derWechsel dort ist unter Umständen vonstatten ge-
\ gangen, die dem Vertrauen in die Demokratie beträchtlichen

| Schaden zugefügt haben, weil er den deutlich erkennbaren\ Wählerwillen von 1980 in sein Gegenteil verkehrt hat.
a Nicht der Wechsel eines Koalitionspartners ist verwerflich,
{| sondern die völlige MißBachtung der eigenen Aussage der FDP,
ji Bundeskanzler Schmidt zu stützen und den Bestand der sozial-; liberalen Koalition zu garantieren. Mit dieser präzisen Aussage

| hat sich die FDP 10,6 % der Stimmen verschafft. Es wäre ange-
|: messen, ja sogar notwendig gewesen, vor demVollzug einer

| neuen Koalition das alte Mandat zurückzugeben und sich für

| den Wechsel ein neues Mandat geben zu lassen.

\ Was HelmutSchmidtam 17. Septembermit seinerRede im Bun-
destag vollzogen hat, war nicht der Bruch der Koalition zwi-

| schen Sozialdemokraten und Freien Demokraten. DieserBruch
war von den HerrenGenscher und Lambsdorff längst vollzogen,
sie hätten nur gerne den Zeitpunkt bestimmt, an dem es offen-
bart werden sollte.

Wir waren es unserer Achtung vor uns und unseren Wählern,
wirwarenes unserer langenTradition und auch unserem Stolz
schuldig, uns nicht zu Bauern in einem taktischen Spiel ma-
chen zu lassen, die man beliebig opfern könnte, um die eige-
nen Figuren in bessere Ausgangspositionen zu bringen.
Um des Erhalts der Koalition und der Substanz ihrer Politik wil-
len waren wir Sozialdemokraten in der Vergangenheit schon
bis an den Rand der Selbstverleugnung gegangen. Nun wollte
man uns auch noch zumuten, unsere Selbstachtung aufzuge-
ben. Das hat den Lauf der Dinge programmiert. Fraktion und
Partei standen und stehen hinter der Rede Helmut Schmidts
vom 17. September und haben seinen Schritt gebilligt und
unterstützt.

Eswäre demokratisch einwandfrei gewesen, unverzüglich die
Voraussetzungen für Neuwahlen noch im November zu schaf-
fen. Diesen Schritt sind die anderen Parteien nicht mitgegan-
gen. Statt dessen haben sie eine neue Regierungskoalition ge-
bildet und Wahlen für den 6. März 1983 angekündigt.

l
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Der Weg dorthin ist bis jetzt nicht freigemacht, und die rhein-
land-pfälzischeCDU-Regierung hatihreAnkündigung, den hier
ohnehin stattfindendenWahltermin zu verlegen, ebenfalls noch
nicht umgesetzt. Für die FDP ist das kein Problem, weil es aufei-
nen Wortbruch mehr oder weniger nun auch nicht mehr an-
kommt. Hier geht es aber nicht um parteipolitische Interessen, |

sondern um die Glaubwürdigkeit der Politik insgesamt. Des-

|

halb sind wir klar und eindeutig für Neuwahlen zu einem mög- |

lichst frühen Termin. I

Die Bundestagswahlen werden wir ohne Helmut Schmidt an

|

der Spitze zu bestehen haben. Helmut Schmidt hat seine Ent- i
scheidung getroffen — wir respektieren seine Gründe, nicht

|

mehr zu kandidieren. |

Ich sage — ohne einen Hang zum Pathos zu haben - ich danke

|

HelmutSchmidt für seine Leistung und für seineAufopferung. |

Wir alle danken ihm für seinemehrals 8jährige Kanzlerschaft,
die ihn zu einem der geachtetsten Regierungschefs derWelt

|

gemacht hat. Ich bin stolz darauf, einer Partei anzugehören, |

die einen solchen Kanzler hervorgebracht hat. |
Hans JochenVogel istunsernächsterKanzlerkandidat. Ich ha- |

be mich auch als Parteivorstandsmitglied für seine Kandida-
tur ausgesprochen. Wir können Hans Jochen Vogel verspre- )
chen, daß er sich ohneWenn und Aber auf die rheinland-pfäl-

|

zischen Sozialdemokraten verlassen kann. ll

Auf jeden Fall stehen wir vor Landtagswahlen. Der Landesvor- |

stand hat schon frühzeitig einen Entwurf für ein Landeswahl-

|

programm beschlossen und zur Diskussion in die Organisa-
|

tion gegeben. Der Entwurf hat viel Zustimmung erfahren, er ist
ganz oderin Teilen kritisiertworden. VieleOrtsvereine, Unterbe- vi

zirke und Bezirke haben Anträge zur Ergänzung oder zur Ver-

|

änderung gestellt. DieseAnträgewerden uns anschließend be-
schäftigen, der Parteitag wird sehr viel Konzentration aufbrin-
gen müssen, die Anträge sachgerecht zu bewältigen.

Ich danke auch allen Mitarbeitern und derAntragskommission,
die die Vorbereitungen so getroffen haben, daß heute aufgrund
von übersichtlichen Vorlagen die Entscheidungen erleichtert
sind.
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|
| Die SPD und die anderen Parteien

| Die CDU regiert hier seit 35 Jahren, in de
r jetzt zu Ende gehen-

| den Legislaturperiode, trotz eines guten Wahlergebnisses der

‚| SPD unter Klaus von Dohnanyi 1979, mit absoluter Mehrheit,
| freilich mit umso größerer Selbstherrlichkeit. Allein dieser Re-

gierungshochmut ist, für sich genommen, schon Grund ge-
| nug, die CDU aus dieser absoluten Herrschaft zu verdrängen.
! Ich habe vorhin schon darauf hingewiesen, daß dies unser

) WahlzielNummert ist. Für unsere eigenen Koalitionsüberlegun-

|| gen scheidet die CDU schon deshalb aus, weil beide großen

| Parteien hierzulande mehr als 90 % derWählerstimmen reprä-

!

sentieren.
i Dies alleine würde — läßt man alle inhaltlichen Gründe einmal

|

| weg—fürsich genommen derDemokratie nicht verträglich sein.

| Ob andere Parteien außer CDU und SPD den Landtag über-

| haupt erreichen, ist gegenwärtig durchaus offen. Chancen da-
für haben nur die FDP und die Grünen.

; Ich selbst war über Jahre hinweg einer der Gesprächspartner
der FDP in Bonn und der von mir vertretene innenpolitische Be-
reich war bis zuletzt gekennzeichnet durch eine enge, unge-
trübte, vertrauensvolle und erfolgreiche Zusammenarbeit.

Ich denke, daß grundsätzlich auch hier in Rheinland-Pfalz mit
der FDP zusammengearbeitet werden kann, wenn die FDP das
ernstlich wollte. Wir Sozialdemokraten sind zur Zusammenar-

' beitwillens und fähig. Allerdingsmache ich mir bei der Struk-
tur und den Präferenzen der hiesigen FDP keinerlei Illusionen
über die Chancen dazu. Die rheinland-pfälzischen Freidemo-
kraten wollen die Zusammenarbeit mit der CDU, meist bedin-
gungslos. Das entspricht zwar nicht dem Ideengut des Libera-
lismus und auch nicht den politischen Überzeugungen der FDP
in wichtigen Feldern der Landespolitik, aber es entspricht der
politischen Entwicklung der FDP insgesamt.
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Sie hat jetzt Liberalität völlig aufWirtschaftsliberalismus ver-

!

kürzt.Solange das so ist, besteht keineChance zur Zusammen- &

arbeit. J

Die Möglichkeiten der Grünen sind schwer einzuschätzen. Ihr |

Wählerpotential ist nichtgefestigt.WodieGrünen in die Landta- i

ge kamen, war das eherProtest. Unser Ziel alsSozialdemokra- |

ten muß sein, den von uns stammenden Anteil dieserWähler \

zurückzugewinnen und andereReformwillige von unserer Re- .

formfähigkeit zu überzeugen. Die Koalitionsfähigkeit der Grü- .
nen ist schon deshalb negativ einzuschätzen, weil sie nach ih- '

rem eigenen Bekunden Koalitionen nicht eingehen wollen. Im
übrigen muß, wer sich im parlamentarischen System behaup-
ten will, fähig und bereit sein, Verantwortung für das Ganze zu
übernehmen und nicht nur für handverlesene Teile.

WirSozialdemokraten hassen dieGewalt undGewalttätigkei-. |

|

ten, wir waren in derGeschichte oft genug die Opfer. Dennoch
geht die Kampagne gegen die Grünen zu weit. Wer wie der

)

bayerische Ministerpräsident nicht nur die Verfassungswidrig- \
keit zum Verbotsgrund einer Partei machen will, sondern auch

1

seine persönliche Einschätzung ihrer Parlamentsfähigkeit, der
schießt weit über das Ziel hinaus. Artikel 21 desGrundgesetzes j
besagt, daß die Parteien an derWillensbildung mitwirken, dort u

steht nicht, daß nur CDU/CSU, FDP und SPD das dürfen. i
Summe all dieser freilich sehr knappen Überlegungen:wir wer- |

den voraussichtlich in diesemWahlkampf allein kämpfen müs-
sen für unsere Ziele. Unsere politischenGegnersind Christde-

mokraten, Freie Demokraten und Grüne gleichermaßen. Alle
Ä

anderen spielen keine Rolle, mit ihnen brauchen wir uns nicht
zu befassen. Wir müssen uns auf unsere eigene Stärke besin-
nen und verlassen.Wir brauchen den Mut, nicht mehrOpposi- |

tion sein zu wollen.
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Grundsätze und politische
Auseinandersetzung

|

|

Jede konkrete Wahlaussage gründet sich auf ein dichtes Ge-| flecht grundsätzlicher Anschauungen. Ich beobachte die Poli-

| tik nun schon lange genug und handele inihr. DasWiderlichste,
was mir begegnet ist, sind die unehrlichen Schaukämpfe, die

N rhetorische Floskelei, die künstlicheAufregung. In den allermei-| sten Fällen könnten politische Konfliktfälleaufeine saubere und|

klare Weise offengelegt und ausgefochten werden. Das geht

I

dann ohne taktische Winkelzüge.

| »In diesem unseren Lande« ist sehr oft von »geistiger Führung«
die Rede. Ich habe gegen geistige Führung überhaupt nichts

|

einzuwenden. Sie schlägt sich aber nicht in schwatzhaften Re-

} den nieder, sondern im glaubwürdigen Handeln. Dazu gehört

I es, die eigenen Grundüberzeugungen einsichtig zu machen,

| Probleme sauber zu analysieren, in kooperativerWeise die Pro-

| blemlösungsmöglichkeiten mit anderen zu besprechen und

Ä schließlich im gegebenen Handlungsrahmen nach derrelativen

| Richtigkeit zu entscheiden. Einer der schlimmsten politischen
Fehler ist die Selbstüberschätzung, in vielen Fällen der elende
Volontarismus, der glaubt, man brauche nur recht innig zu wol-
len, und dann trete das gewünschte Ergebnis schon ein.
Solche Leute sind langweilig, sie sollen mir bitteschön vom Hal-
se bleiben.

Wer in der Politik absoluteWahrheiten verkündet, ist unfähig
zur Demokratie. Wer sich im Besitz der Wahrheit glaubt, endet
voraussichtlich im politischen Totalitarismus, in der Diktatur.
Ohne den politischen Kompromiß gibt es keine demokrati-
sche Zukunft. Wer zum Kompromiß nicht bereit ist, ist auch zur
Achtung anderer Meinungen und zum Respekt gegenüber
Minderheiten nicht fähig. Dabei muß allerdings jeder wissen,
was er dem anderen zumuten darf. Auch die Kompromißfähig-
keit hat ihre Grenzen.Wer sich nicht in die Situation des ande-
ren versetzen kann, kann ihn nicht verstehen.
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Wer den anderen in seinen Motiven, Zielen und Überzeugungen \

nicht versteht, ist zur Zusammenarbeit unfähig. Das gilt in der :

Außenpolitik ebenso wie in der Innenpolitik. j
Wir stehen für die Freiheit.Wirwissen, daß die Freiheit des ein- \

zelnen immer ihre Grenze findet in der Freiheit des anderen. ı

Und wir wissen, daß Freiheit der einzelnen nur gemeinschaft- |

lich, gesellschaftlich gesichertwerden kann. \Weil wir uns die- |

sem Erbe des Liberalismus verpflichtet fühlen, bieten wir all |

denen eine politische Heimat, die in der Freiheit mehr sehen u

als nur die Prinzipien des Wirtschaftsliberalismus. Gedanken- ı

freiheit ist mehr als Gewerbefreiheit. |
!

Freiheit ohne gleiche Rechte und ohne gleiche Chancen ist Y

nicht möglich. Deshalb kämpfen wir für soziale Gerechtigkeit
und gegen ungerechtfertigte Privilegien. »Wir sind keine Kom- ‚|

munisten, welche die persönliche Freiheit vernichten und aus

|

derWelt eine große Kaserne oder ein großes Arbeitshaus ma-

chen wollen. Es gibt freilich Kommunisten, welche es sich be-

|

auem machen und die persönliche Freiheit leugnen und aufge-
ben wollen. Wir aber haben keine Lust, die Gleichheit mit der

|

Freiheit zu erkaufen.«Das sagte einmal Friedrich Engels. Besser |
kann man eine Grenze nicht markieren. |

.

|

Der Frieden ist die Grundlage
|

|der Politik |

I

Die politische Aufgabe, die mit weitem Abstand alle anderen
überragt — so wichtig die anderen für sich genommen sein mö-
gen — ist die Sicherung und Bewahrung des Friedens.
Dabei wissen wir, daß die gegenwärtige Hochrüstung mit ih-
ren immer teuflischeren und teureren Vernichtungssystemen
uns auch dann ruinierenwird, wenn sie überhaupt nichteinge- |

setztwird. Die Völker können sich Hochrüstung auch aus wirt-
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schaftlichen Gründen nicht mehr leisten. Deshalb sind die

|

Chancen, daß die Vernunft sich durchsetzt und konkrete Abrü-
stungsschritte vereinbart werden, nicht gering.
Jede Chance muß genutzt werden. Es war Helmut Schmidt,

|

der die abgerissenen Gespräche zwischen denGroßmächten

| wieder inGang gebracht hat.WirSozialdemokraten haben die
! deutschen Interessen selbstbewußt und beharrlich vertreten.
\ Ich fürchte, daß dies mit der neuen Regierung

— man denke

|

nur an HerrnWörner inWashington — nicht mehr so geschienht.

| Unsere Aufgabe ist es, aufAbrüstung zu drängen. Einseitigkei-
ten im größeren Stil, aber bis zur einseitigen Abrüstung, sind

|

falsch. Falsch ist auch die Empfehlung, aus dem bestehendenBündnis auszuscheren; den Wehrlosen hat seine Wehrlosig-
| keit noch nie geschützt. Aber wir wollen Abrüstung über ver-

|

einbartes Gleichgewicht: das ist etwas anderes als die elende

| Raketenzählerei.

| Außerdem: Der Frieden läßtsich nicht nurmilitärisch sichern. Er
gründet auf Elemente einer Partnerschaft zur Sicherheit, auf

| wirtschaftlicheElemente, aufkulturelleElemente,aufhumanitä-

| re Elemente.

| Rheinland-Pfalz hat in diese Bemühungen ein eigenes Interes-

| se einzubringen.Wirwollen, daß unsere Wälder in der Pfalz, in
’ der Eifel, im Westerwald und im Taunus wiederWälder sind

und nichtWaffenlager. Für die nächste Zeit erheben wir 3 For-

i derungen:
1. Wirwollen, daß dieGiftgaslager verschwinden, und das un-

| ter allen Umständen.

a 2. Wir vertrauen darauf, daß die Genfer Verhandlungen mit

' Ernst geführtwerden und setzen unsere Hoffnungen in das
Ergebnis. Wir haben es nicht nötig, mit Stationierungsvor-
bereitungen zu beginnen und so zu tun, als sei das Schei-

i tern dieser Verhandlungen unvermeidlich.
3. Die Bundesregierung wird von uns aufgefordert, die Bevöl-

’
kerung überdas, was geschiehtund warum es geschieht, zu

| informieren. Die Praxis, weder zu dementieren noch zu be-
stätigen, schafft nur zusätzliche Unruhe.
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Wirhaben keineRegierung, um dasVolkhinters Licht zu füh-
ren, sondern sie ist dazu da, die Bürger ins Bild zu setzen.

Wirwehren uns mit aller Entschiedenheit gegen die vielfältigen
Versuche, die ganz gewiß sehr heterogene Friedensbewegung |

zu diffamieren. Wir sind nicht mit allem einverstanden, was |

dort gesagt und getan wird, aber wir wollen mit allen Men-
schen zusammenarbeiten, diewiewir den Friedenwollen und i

die bereit sind, offen die tauglichen Schritte zu diskutieren. l

|
|

|

Die Arbeitslosigkeit
gefährdet den sozialen Frieden Ä

i
Das innenpolitische Problem Nr. 1 ist diewachsendeArbeits- I
losigkeit. Wer ihm beikommen will, muß sich über die Ur- |

sachen klar sein. In derOECD sind etwa 33 Mio. Menschen oh-
ne Arbeit, in der Europäischen Gemeinschaft sind es 14 Mio.,
rund 2 Mio. in der BRD, über 100.000 in Rheinland-Pfalz.

Die einfältige CDU-Behauptung, daran sei die sozial-liberale u
Bundesregierung schuld —

nein, heute hat ja der Herr Lambs-

|

dorff daran überhaupt nicht mehr mitgewirkt —, diese einfache
Polemik verstellt den Blick auf die Wirklichkeit.

EinerderGründeist die idiotischeRüstung,die inden US
A jetzt

zu einem Staatsdefizit von über 150 Milliarden Dollar geführt hat
— und das ist noch nicht das Ende.

Der zweite Grund liegt in derweltweiten Sättigung von Märk-
ten, jedenfalls dort, wo eigentlich noch Geld zum Kaufen wäre.
Andere haben zwar Bedarf, aber kein Geld.
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Wir haben Konjunkturprobleme. Der dritte Grund liegt in der
ständig steigenden Produktivität, auf gut deutsch: immer we-
niger Menschen können immer mehr produzieren mit Hilfe
neuer Techniken und Maschinen. In einer solchen Situation
kommt viertens dazu, daß die Zahl der Jungen, die arbeiten

| wollen, steigt, während Jahr für Jahr rund 130.000 weniger in
Rente gehen, als Junge hinzukommen. Selbst wenn sich
nichts ändern würde, brauchten wir schon aus diesem Grund

|

für die Zukunft fast 1 Mio. Arbeitsplätze.

|

In einer solchen Situation kommt fünftens dazu, daß dieStaats-

I! einnahmen sinken und dieöffentlicheNachfrageebenfalls.Da

|

ist für einen einfachen Kopf die Verführung groß, die Sozial-leistungen und die Einkommen zu kürzen, was wiederum zu ei-

Ä ner sinkenden Nachfrage führt.

| Wer einer solchen Situation mit den Mitteln der 50er Jahre be-

| gegnen will, muß von vornherein erfolglos sein. Ja, der ver-

il schärft sogar noch die Probleme, und zwar auf dem Rücken der

|

Arbeitnehmer. Die Vereinigten Staaten und England geben da-| von Zeugnis. Selbst bei noch größeren Gewinnen und hoher
| Investitionstätigkeitwird zuerst rationalisiert und nicht einge-
|| stellt, wenn man nicht erwarten kann, daß die produzierten Pro-
ii dukte auch gekauftwerden. OhneNachfragemachtdasAnge-

\ bot keinen Sinn — und verspricht auch keinen Gewinn.

!
|

|

Wir schlagen ein kombiniertes Programm vor:
f 1. Arbeitszeitverkürzung ist nicht das Allheilmittel. Aber ohne

| Arbeitszeitverkürzung wird es keine Lösung geben. Deshalb

; setzen wir uns mit den Gewerkschaften fürArbeitszeitverkür-

| zungen ein. Es ist besser, die vorhandene Arbeit zu verteilen

i als Arbeitslosigkeit zu finanzieren.
! 2. Die Zeit der Neuansiedlung von Betrieben ist weitestgehend

i vorbei. Deshalb müssen staatliche Hilfen konzentriert wer-

' den auf die Betriebe, bei denen Arbeitsplätze gesichert wer-

i den odersogarausgeweitetwerden können. Rheinland-Pfalz

| hatfastdurchwegmittelständische Betriebe, deshalb kommt
dieser Forderung Priorität zu. Vielleicht begreifen dann auch
die mittelständischen Unternehmen, die Handwerker, die
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Selbständigen demnächst, daß sie mit ihren Interessen den 5

Arbeitnehmern viel näher stehen müßten als den Großkon- .
zernen.

|

3. Der öffentliche Dienst kann mit gutemBeispiel vorangehen, |

wenn er dafür sorgt, daßwenigstens einmal die Überstunden
abgebaut, die Nebentätigkeiten eingestelltwerden und dafür
den Arbeitslosen Arbeit gegeben wird. CDU-Politiker verlie-
ren die Rechtfertigung für ihre großen Reden, wenn sie auf
der anderen Seitealleine für solcheZwecke beiLehrern viele
Millionen ausgeben, statt arbeitslose Lehrer einzustellen. |
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4. Bei den öffentlichen Investitionen kann mit dem gleichen
Geld mehr gemacht werden, wenn die bürokratische Unbe-
weglichkeit abgebaut wird. Wir wollen mehr Umgehungs-
straßen und ein gutes Umfeld fürsWohnen statt immer neuer
Großprojekte.

Die Abwasseranlagen, die in vielen Fällen viel zu groß dimen-
sioniert und deshalb zu teuer sind, können jedenfalls zum Teil
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durch kleinere Einheiten mit einfacheren, aber ebenso wir-
kungsvollen Systemen ersetztwerden. Man kann doch nicht
fürjede kleineGemeinde kilometerlangeRiesenkanälein den
Boden verlegen. Da wird das Geld verbraucht, das wir so
dringend zum Abbau des Investitonsstaues bei den Kläranla-
gen und Hauptsammlern brauchten.
Wo öffentliche Investitionen wegfallen oder gekürzt werden,
da gehen auch Arbeitsplätze verloren. Der Tiefbau ist dafür
nur ein Beispiel — ein drastisches aber, denn er ist zu über
70% von öffentlichen Aufträgen abhängig. Und die Bürger
müssen wissen: was heute versäumt wird, muß morgen mit
höheren Preisen und höheren Gebühren bezahlt werden
und bewirkt heute Arbeitslosigkeit.

| 5. Wenn gespartwerden muß, dann nach dem strengen Maß-
stab sozialer Gerechtigkeit. Bevor den Arbeitnehmern und

| den Schwachen in der Gesellschaft genommen wird, müs-
sen die starken Schultern entsprechend belastet werden.
Es ist soziale Perfidie, wenn den hohen Einkommen ei-
ne sogenannte Anleihe zurückgezahlt wird, den wirklich
Schwachen aber dauerhaft und engültig genommen wird.

|

Eine solche Politik müssen wir immer und mit aller Kraft be-kämpfen.

ii Übrigens wäre die Ergänzungsabgabe auch ökonomisch
ii sinnvoll. Denn solange das Investieren von Kapital steuerlich

ı schlechter behandelt wird als seine unproduktive Anlage zu
j hohen Zinsen oder sein Verbrauch — solange stimmen die

| Rahmenbedingungen nicht. Deshalb hätte die Ergänzungs-
| abgabe neben der sozialen Gerechtigkeit auch den Sinn,

|

i die Bedingungen für den Verbrauch von Kapital zu ver-

|

schlechtern.

|
|

N
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Die Zukunft gemeinsam bewältigen

Ich bin seit einem Jahr an jedem nur möglichen Tag draußen im
Land. Ich habe nun fast alle Landkreise, viele Städte und Ge- |

meinden besucht. Dabei habe ich mit Kommunalpolitikern, Un- ;

ternehmen, Betriebsräten undeiner Vielzahl von Bürgern, vor al-
lem auchmit jungen Menschen, gesprochen. Mein Eindruck ist,
daß dort viel Sachverstand ist, der ortsnah. und problem-
nah orientiert ist. Wir hatten schon 1979 gesagt, daß wir diesen
Sachverstand bei der Entwicklung unserer Politik brauchen.
Am »grünen Tisch«fallen keine guten Entscheidungen. Deshalb
ist es gut, daß diese Überlegung von vielen von uns aufgegriffen |

worden ist. |

Für einen Sozialdemokraten muß der Dialog mit den Bürgern |
die Selbstverständlichkeit gelebte Praxis sein.
Wer es noch nicht gemerkt hat, dem sei gesagt: wir leben in ei-
ner echten geistigen und politischen Krise.

Der hochindustrielleOptimismus hat seinen Höhepunkt über- |

schritten und fängt seit geraumer Zeit an, einer neuen Nach-
denklichkeit Platz zu machen und die Frage danach stellt, wie

|

wir in Zukunft leben wollen.Wo darauf keine Antwort gegeben |

wird oder nur die Rezepte der Vergangenheit angeboten wer-
den, entsteht Protest und der verzweifelte Ausbruch.
Der Gedankenkreis ist mit dem Begriff »Umweltschutz« nur
unzureichend umschrieben. Sicheristesrichtig, daßwirunsere
Gewässerwieder in Ordnung bringen müssen — auch ein euro-
päisches Problem, wenn ich an unseren Nachbarn Frankreich
denke und was der uns vorerst noch alles in den Rhein kippt.
Über die Flexibilität von Abwasserplanungen habe hin vor-
hin gesprochen.

Alles zusammengenommen heißt das, daß wir ein durchdach-
tes Programm zur Sanierung des Rheins und seinerNebenflüs-
se haben müssen, denn Rheinland-Pfalz hängt am Flußsystem
des Rheins. Auch mit Teilen seiner Trinkwasserversorgung!
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Sicher istes richtig, daßwir die Luft reinhalten müssen. Eswird
geflissentlich übersehen, was sowohl bei Wasser als auch bei
Luft schon durch die Gesetzgebung erreicht worden ist.

Dennoch wissen,wir, daß vieles zu tun ist.Wirwerden beispiels-
weise nicht nachlassen, bis wir erreicht haben, daß die soge-
nannten Emissionen z.B. im Kraftwerk Bexbach auf das tech-
nisch mögliche Maß herabgesetzt worden sind.
Sicher ist es richtig, die Vielfalt unserer Arten an Tieren und
Pflanzen zu schützen, und sogenannte Biotope nichtzu opfern.
Sicher ist es auch wichtig, bei der Landwirtschaft nicht davon
auszugehen, daß ihre Tätigkeit von sich aus schon Umwelt-
schutz ist. Da gibt es Einwände, zu Recht.

Das alles ist wichtig genug, jedes für sich. Aber viel Bedeutsa-
mer ist der grundsätzlicheWandel, der sich im Internen voll-
zieht, zumindest anbahnt — und hierwäre es gut, wenn wir oh-
ne Voreingenommenheiten,ohneÜberheblichkeiten,ohneAr-
roganz derMacht offen miteinander reden könnten. Denn viel-
fach ist es doch so, daß man besonders in der Politik an der
Richtigkeit einer Aussage nur deshalb festhält, weil man sie
einmal für richtig gehalten hat. Die Ängste von denen oft die
Rede ist, sind jakeineswegs nur Ängste, um die individuelle Exi-

II stenz, sie sind weit mehr Ängste als dumpfe Ahnungen, die aus

|

| der Bedrohung der Menschheit erwachsen.

N Über denWiderspruch von Hochrüstung und Hunger habe ich

{j gesprochen. An dieser Stelle geht es auch um dieAhnung, daß
| das Leben des ungehemmten Verbrauchs seinem Ende zu-| geht. Die Erkenntnis setzt sich durch, daß uns Natur und Mate-

|

rie heute zur Verfügung stehen, daß aber auch Natur und Mate-I rie nicht endgültig vernichtet werden dürfen. Wir wissen, daß

| der Raubbau an unseren natürlichen Rohstoffquellen dazu
führt, daß Energie und Materie von einem verwendbaren Zu-

| stand immer mehr verwandelt werden in einen unverwendba-
ren, nicht mehr rückholbaren. Die Fortsetzung der hochindu-

| strialisierten Verbrauchsgesellschaft wird zum Totentanz der

| Menschheit. Die visionären Bilder von George Grosz bekom-

|

men neue Wirklichkeiten.
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Wenn wir ein Kapitel unseres Programmentwurfes überschrie-
ben haben: die heute lebende Generation hat eine große Ver-
antwortung für die künftigen Generationen — dann ist dieser
Sachverhalt gemeint. Die Erde ist endlich — und deshalb kann
ihr Verbrauch nicht unendlich sein. In einem solchen Zusam-
menhang bekommtWachstum einen anderen Stellenwert. Die
Bedeutung des qualitativen Wachstums nimmt zu.

Ein typisches Beispiel: Energiepolitik

Ein typisches Beispiel für diesen Wandel ist die Energiepolitik
und die Einstellung zur Energieerzeugung.

1. Wir bleiben bei unsererAussage, daß die auf langeZeit ergie-
bigste Energiequelle aus dem Energiesparen kommt. Wir
verbrauchen immer noch zu viel, und wir verbrauchen es auf
Kosten der Benachteiligten von heute und der Bedrängten N

von morgen. Dem Erfindungsgeist und unserem technischen |

Vermögen sind hier noch viele Aufgaben zugewiesen.

|

Denn das sei an dieser Stelle auch eingefügt: mit Technik- |

feindlichkeit lösen wir weder unsere Probleme noch die der
anderen, die auf unsere Hilfe warten.

2.Der Vorrang der Kohle bleibt, auch deshalb, weil meist
schamhaft verschwiegen wird, daß gegenwärtig 33 Mio. Ton-
nen Kohle auf Halde liegen. Sie ist und bleibt auf lange Sicht
unsere heimische Energiequelle Nr. 1. Daß die Verbrennung
von fossilen Brennstoffen nicht unproblematisch ist, wissen
wir, Der umweltschützende Fortschritt der Technologie hilft
uns aber auch hier, wenn wir bereit sind, ihn voll anzuwen-
den. Kleinere Blockkraftwerke müssen insbesondere im
Rahmen derWärme-Kraft-Kopplung weiter erprobt werden.
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|
| Wir wollen ein Energiesparprogramm für Rheinland-Pfalz.

|

Bei den öffentlichen Gebäuden würde sich ein solches Pro-

| gramm nach den Feststellung des Rechnungshofes Rhein-
land-Pfalz aus der ersparten Energie finanzieren. Genau das
wäre qualitatives Wachstum. Damit schaffen wir Arbeit im
Handwerk und im Ausbaugewerbe und zugleich günstigere
Verbrauchsstrukturen und weniger Abhängigkeit für die Zu-
kunft.

3. Sogenannte alternative regenerative Energiequellen wie
Sonne undWind bedürfen derorganisierten Nutzung, soweit
sie sich bei uns nutzen lassen. Dazu ist freilich auch erforder-
lich, daß diese kleineren Einheiten voll einbezogenwerden in
dieVerbundnetze derVersorgungsunternehmen. Wirkönnen

es uns nicht leisten, auch nur eine Möglichkeit auszulassen,
aus welchen Gründen auch immer. Es ist deshalb schon er-
staunlich, daß die Landesregierung noch nicht einmal sagen
kann, wieviel elektrische Leistung in den kleinen Wasser-

Ä

kraftwerken in den letzten Jahren stillgelegt wurde.
4.Das Anwendungsgebiet der Kernspaltungstechnologie
bleibt begrenzt. Zu viele ungelöste Fragen verbindensich da-

| mit. Deshalb werden wir Sozialdemokraten mit der gebote-
nen Vorsicht vorgehen, d. h.: das Kernkraftwerk Mülheim-

| Kärlich soll nach den Bestimmungen des atomrechtlichen

| Genehmigungsverfahrens weiter gebaut und unter Beach-
| tung der Entsorgungsrichtlinien auch ans Netz gehen. Ich

mache nur darauf aufmerksam, daß das Entsorgungspro-

|

blem noch nicht gelöst ist.

| Weiteren Kernkraftwerken in Rheinland-Pfalzwerden wir un-

| sere Zustimmung versagen. Eine Förderung weiterer Atom-
kraftwerksstandorte stünde im Widerspruch zu unserer

| Grundaussage über den Vorrang für die Kohle. EineWieder-
aufbereitungsanlage wird es mit unserer Zustimmung nicht

/

geben.

\ Ich habe unter erheblicher Kritik von anderer Seite, als die
angeblichen Pläne der DWK bekannt wurden, gesagt: ich
halte das alles für Spielmaterial. Was sich jetzt mit dem

| Standort Kaiseresch verbindet, machtjawohlklar, daß diese
Beurteilung richtig ist.

\
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Abgesehen davon bleibt meine grundsätzliche Einstellung. |

Ich kann weder einen Bedarf dafür erkennen, noch scheint '

mir dieWirtschaftlichkeit gesichert, und die sicherheitstech- '

nischen Probleme, die nicht nur mitderungeklärten Endlage- |

rung zusammenhängen, sind nach meiner Auffassung ganz |

und gar nicht gelöst. Es bleibt bei unserem Beschluß vom

|

letzten Landesparteitag: wir lehnen eine solche Wiederauf- |

bereitungsanlage ab.

Bildung sichert die Zukunft

Die Zukunft hält mehr als wirtschaftliche Probieme bereit. Bil-

|

dungspolitik hat für uns Sozialdemokraten einen besonderen |

‚Stellenwert. Das Recht auf Bildung ist für uns ein Menschen-
recht. Jeder soll die Bildung haben können, die erwill und zu der i

er fähig ist, unabhängig von seiner Herkunft. Zum ersten Mal in |

der Geschichte hatten bei uns auch die Kinder aus Arbeiterfa- |

milien und aus armen Familien einen vollen Zugang zum Bil- |

dungssystem. Unsere Bildungspolitik hat gleiche Bildungs-
chancen erreicht. Die Hochschulen sind keine Eliteveranstal- |

tung mehr. Das paßt den Konservativen nicht, und sie wollen i

deshalb das Rad zurückdrehen.
Bildung ist für uns ein individuelles Recht, aberBildung istauch
eine nationale Notwendigkeit, denn unser Reichtum und die Si-
cherheit unserer Zukunft hängtab von qualifiziertenMenschen,
qualifiziert durch Hand und Verstand.
EineGrundlage gleicher Bildungschancen ist die Unabhängig-
keit der Bildungsmöglichkeiten von der sozialen Herkunft.
Deshalb zerstört die CDU die Ausbildungsförderung.Wir wol-
len nicht, daß in Familien mit geringen Einkommen wieder ge-
rechnet werden muß, ob der Sohn oder die Tochter noch eine
weiterführende Schule besuchen kann. Ob man essich leisten
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kann, daß mit Bildungsmöglichkeiten auch Geld ausgegeben

| wird, statt es in Arbeit für das Familieneinkommen zu verdie-

Ä

nen.

Wer die Ausbildungsförderung zerstört, zerstört auch die finan-
ziellen Grundlagen für gleiche Bildungschancen.

| Gleiche Bildungschancen beginnen übrigens in den Kinder-

| gärten. Sie werden durch neue Bestimmungen der Landesre-
gierung erheblich eingeschränkt. Wir wollen auch gut ausge-

| stattete Grundschulen, die so ortsnah wiemöglich eingerichtet

| sein sollen. Allerdings muß, von begründeten Ausnahmen ab-

| gesehen, gewährleistet bleiben, daß für einen Jahrgang auch
eine Klasse zur Verfügung steht. Ein Zurück zur 1-klassigen
Dorfschulidylie darf es nicht geben. 30 Kinder in einerGruppe
im Kindergarten sind genauso zu viel, wie 30 Kinder in einer
Grundschulklasse. Auch wer 30 Kinder verschiedener Jahr-
gänge in eine Klasse der Grundschule steckt, verweigert Bil-
dungschancen.
Die weiterführenden Schulen —

Hauptschule, Realschule,
Gymnasium — sind für uns grundsätzlich gleichrangig. Aber

| deshalb geben wir unser Ziel der Gesamtschule keineswegs
auf. Die Gesamtschule ist — vernünftig organisiert — immer
noch die flexibelste aller denkbaren Schulformen.Wir bleiben
bei unserer Forderung, daß 10. Pflichtbildungsjahr einzufüh-|

ren.

N
) Die berufsbildenden Schulen haben keinen geringeren Stel-

lenwert als dieGymnasien. Es isteine Schande, daß hierzulan-
de in Rheinland-Pfalz immer noch aneinigenSchulen bis zu 40
% des Unterrichts an Berufsschulen ausfallen. Wir sind nicht
bereit, das hinzunehmen.

| Nicht hinnehmen wollen wir auch, daß an weiterführenden
beruflichen Schulen ein Numerus Clausus herrscht, viel

| schlimmer als an Universitäten. Wenn über 6.000 Bewerber für

| solche Schulen abgelehntwerdenmüssen, dannwird derStaat

| seiner Verpflichtung zur guten beruflichen Bildung nicht ge-
recht. Wo an den berufsbildenden Schulen Klassen in großer

| Zahl beurlaubt werden müssen,weilLehreroderRäumefehlen,
| wird berufliche Bildung verweigert.Wenn wir am Ende der 60er

Jahrewegen derSituation an denGymnasien und Universitäten
|
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von einem Bildungsnotstand gesprochen haben, dann müssen
wir solche Zustände heute um so energischer bekämpfen.
Denn die Hälfte eines jeden Jahrganges ist auch heute noch
auf Hauptschulen und Berufsschulen angewiesen. '

Bildung und Ausbildung sind mehr als ihre berufliche Verwert- |

barkeit ausmacht. Ohne befriedigende Berufschancen aber
entsteht eine massive Enttäuschung. Ein nicht geringer Teil
des Jugendprotestes entsteht dadurch, daß junge Menschen |

das Gefühl haben, überhaupt nicht gebraucht zu werden. Sie
fühlen sich innerhalb der Gesellschaft überflüssig und re-
voltieren gegen sie, Jeder mag zur Jugend stehen wie er will, |

und da gibt es auch abstruse Vorstellungen. Sie ist jedoch un- |

sere Zukunft, wir haben keine andere. Wer die Vergangenheit
zum Maßstab der Zukunft nimmt, diskreditiert auch die Vergan-
genheit. Wir haben gegenwärtig rund 12.000 jugendliche Ar-
beitslose. Noch 1979 in der Aussprache zur Regierungserklä- |

rung haben die Herren Geil und Wilhelm behauptet, Rheinland-
Pfalz sei das einizige Land, das den Jugendlichen eine Ausbil-
dungsgarantie gebe.

Angesichts derLage sind solcheAussagen ein Hohn, der durch
seine Unverfrorenheit zugleich die Glaubwürdigkeit der Politik
berührt. |

Der Abbau der Jugendarbeitslosigkeit wäre möglich

1. durch weitere Plätze in beruflichen Vollzeitschulen; hier
könnten noch mindestens 2.000 Jugendliche eine berufliche
Bildung erhalten, wenn

2. wir endlich bereitwären, Mehrarbeit und Nebentätigkeit zu-
gunsten derEinstellung vor allem von Berufsschullehrern ab-
zubauen;

'

3. die Lehrwerkstätten bei den Berufsschulen könnten ver-
bessert und stärker genutzt werden;

4. stillgelegte Werkshallen oder Lehrwerkstätten bei Betrie-
ben könnten für überbetriebliche Ausbildung vor allem in
wirtschaftsschwachen Gebieten genutzt werden.

Wir sind, entgegen anderslautenden Ansichten, die mit Fleiß
verbreitet werden, kein Gegner des sogenannten dualen Sy-
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| stems. Nur, jetzt steht das duale Ausbildungssystem vor seiner

| Bewährungsprobe. Es steht nämlich nicht mehr und nicht we-

| niger zur Debatte als die Frage, ob das Ausbildungssystem
zum Bildungssystem gehört oder zum Wirtschaftssystem.
Gehört es zum Wirtschaftssystem, ist die Ausbildung auch al-

| len Schwankungen der Wirtschaft und ihrer Beliebigkeit aus-
gesetzt. Dann gibt es eben weniger Ausbildungsplätze, wenn
es der Wirtschaft schlechter geht. Dann ist Ausbildung eine
Funktion der jeweiligen Konjunktur. Damit möchte ich mich
nicht abfinden, und ich möchte den Sozialdemokraten oder

| denGewerkschaftersehen, der sich mit einer solchenAussicht
|

arrangiert. Wenn aber das berufliche Ausbildungssystem zum
Bildungssystem gehört, gibt es ein Recht darauf, auch Ausbil-

| dung zu erhalten.
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Nicht unbedingt die, die man sich wünscht, aber wenigstens ei-

|

ne qualifizierte Ausbildung. Wir bestehen darauf, um der eige-
nen Rationalität desAusbildungssystemswillen, daß das Umla-
gesystem auf der Tagesordnung bleibt. Diejenigen, die ihre
Ausbildungsaufgabe ernst nehmen, haben davon nichts zu be- '

fürchten. Aber es kann und darf nicht hingenommen wer-
den, daß die einen ausbilden und die anderen davon profitieren.
Auch hierwird deutlich, daß der politischeStreit nicht überdie
Frage geführt wird, ob investiert wird, oder obWachstum er- |

reicht werden kann, sondern ausschließlich um die Frage, mit |

welchen Zielen und mit welchen Schwerpunkten wir investie-
ren sollten.

Die Gesellschaft lebt
durch Kommunikation und Information

Wir wollen investieren in eine menschliche Zukunft, in Umwelt-
schutz und Ausbildung investieren, statt die Menschen mit Ka-
bein zu überziehen und mit immer mehr Fernsehprogrammen
von derWirklichkeit abzulenken.
Das Kabel selbst istnureintechnischesMittel. Wie dieses Mittel
genutzt wird, entscheidet die Politik.

Die Absichten der CDU sind klar: seit über 20 Jahren, seit Kon-
rad Adenauer 1961 versuchte, ein eigenes Fernsehen einzufüh-
ren, strebt die CDU nach mehr Einfluß in Funk und Fernsehen.
Heute will sie die Kabelkommunikation nutzen, um das öffent-
lich-rechtliche Rundfunksystem aufzubrechen und statt des-
sen kommerzielles Fernsehen einzuführen.

Dabei verfährt die CDU immer nach dem gleichen System: sie
sagt Freiheit undmeintden eigenen Einfluß; sie redet von Viel-
falt und meint die politische Botmäßigkeit.
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| Deshalb lehnen wir das Kabelprojekt in Ludwigshafen, so wie

| es die CDU geplant hat, ab.

| Die SPD steht für

| - eine Medienpolitik, die die Informationsfreiheit und Mei-

N nungsvielfalt garantiert. Deshalb wollen wir das pluralisti-

| sche öffentlich-rechtliche Rundfunksystem bewahren;

- eineMedienpolitik, die die Zusammenballung von Meinungs-
macht verhindert. Deshalb sind wir gegen eine Beteiligung
derVerleger an diesen Medien, gegen eine Beteiligung der-

| jenigen, die schon heute zu großen Einfluß auf die öffentliche
Meinungsbildung haben.

| Die bevorstehende Elefantenhochzeit von Springer und Burda
bringt uns neue Gefahren, denen die jetzige Bundesregierung

il nicht widerstehen wird.

I)
| Kurz: es geht um eine Medienpolitik, die aus technischem

Ä Fortschritt auch sozialen Fortschritt macht.
In dieserWeisewolienwirdie neuen Informations- undKommu-

|

nikationstechniken nutzen.

Ä Dietechnische Entwicklung derKabelkommunikation, ganz be-
sonders die Entwicklung in derGlasfasertechnik,wird es inZu-

|

kunft möglich machen, das bekannte Telefonnetz so auszu-| bauen, daß sich für jeden Teilnehmer ganz neue Nutzungsfor-
l men eröffnen. Wer Lust hat, wird im späteren Glasfasernetz

ıl der Zukunft mit seinen Verwandten »bildfernsprechen« kön-
| nen; er wird sich den Brockhaus aus der Informationszentrale|

abrufen können oder mit seinem Hamburger Brieffreund

Ä

Schach spielen können.Diese Chancen der Kabelkommunikation für persönlicheAki-
vitäten und Initiativen sollten wir nutzen. Dieses Netz bietet
auch für die Industrie Innovationsanstöße und wird unter wirt-
schaftlichen Aspekten als äußerst zukunftsweisend beurteilt.

Wenn dagegen die CDU ihre Verkabelungsforderungen stellt,
so denkt sie dabei weder an aktive Möglichkeiten für den Teil-
nehmer noch an Investitionsanreize für die Industrie: Sie will ein
Netz ausbauen, das uns lediglich die Berieselung mit zusätzli-

i
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chen Fernsehprogrammen beschert, um endlich ihre Kom-

|

merzfunkpläne durchzusetzen. Dafür sind öffentliche Mittel
zu schade! \

|

Neue Technik sozial beherrschen

Aber unabhängig davon, ob und wann ein Glasfasernetz mit
neuen Nutzungsmöglichkeiten das bekannte Telefonnetz ablö-

|

sen wird, werden neue Informations- und Kommunikations-
techniken, wird die Mikroelektronik in viele Lebensbereiche
eingreifen können. |

Erstes Beispiel: Arbeitsplätze
Die Prognosen darüber, in welchem Maße Arbeitsplätze verlo-
ren gehen werden, klaffen weit auseinander: zusätzliche Ar-
beitsplätze werden vor allem bei den Herstellern, z.B. von Infor-
mations- und Nachrichtentechniken oder in der Raumfahrtin- |

dustrie erwartet; dagegen wird die Anwendung von Informa- |

tions- und Kommunikationstechniken, z.B. bei Handel, Banken |

oderVersicherungen und ganzallgemein in den Büroberufen zu
Arbeitsplatzverlusten führen. Sachbearbeiter und Sekretärin- i

nen werden schlicht wegrationalisiert. Ihre Aufgaben können
von Tisch- oder Bürocomputern über Bildschirmsysteme und
Textverarbeitungsanlagen übernommen werden. Ganz über-
wiegend werden traditionelle Frauenberufe betroffen sein. Man
muß sich das merken: denn in Rheinland-Pfalz arbeiten allein in |

den Organisations- und Dienstleistungsberufen rund 250 000
Menschen, davon sind über 150 000 Frauen! Umso dringlicher
muß von uns die Forderung derGewerkschaften nachArbeits- |

zeitverkürzung unterstützt werden.
Zweites Beispiel: Qualität der Arbeitsplätze
Tischcomputer und Datenterminals können die Arbeitsplätze
und -inhalte wesentlich verändern. So können Arbeitsabläufe
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willkürlich zerrissen werden: die einen erfassen die Daten, die
anderen werten sie aus und die dritten treffen die Entscheidun-
gen. Die Folgen sind dann Dequalifizierung von Arbeitsplätzen
und Abgruppierung der Beschäftigten.

| Andererseits besteht auch die Möglichkeit, mit Hilfe der neuen

| Techniken verschiedeneTätigkeiten an einem einzigenArbeits-

| platz zusammenzuführen.Wir unterstützen deshalb die Forde-

| rung derGewerkschaften, die betrieblicheMitbestimmung zu

| erweitern, und das nicht nur für diesen Fall.

|

Der Einsatz der neuen Techniken darf nicht nur unternehmer-l ischen Kalkül unterliegen; die Arbeitnehmer haben Anspruch
darauf, daß die Informations- und Kommunikationstechniken so
eingesetzt werden, daß die Qualität ihre Arbeitsplätze verbes-

| sert, mindestens aber erhalten bleibt.
Drittes Beispiel: Personalinformationssysteme

| Viele Bürger aus Rheinland-Pfalz pendeln ins benachbarte

| Hessen und kennen die Auseinandersetzungen um das Perso-

1 nalinformationssystem PAISY bei Opel.

| Die SPD wili die Verarbeitung ganzer Belegschaften zu gläser-

il nen Menschen nicht hinnehmen. DieVerknüpfung von Daten zu

| Persönlichkeitsprofilen berührt die Menschenwürde und Per-

1 sönlichkeitsrechte der Arbeitnehmer.

| Wir brauchen deshalb besondereGesetzesbestimmungen für

1 die betriebliche Verarbeitung der Arbeitnehmerdaten. Wir
müssen dem Mißbrauch einen Riegel vorschieben.
Wirmüssen sorgfältig abwägen,welche Nutzungen uns sinnvoll

|

und vertretbar erscheinen.
Also:Mitbestimmung bei derEinführung neuer Techniken. Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer auch da, wo politische Ent-
scheidungen über Strukturpolitik, Subventionen und Bürg-
schaften in die Arbeitswelt eingreifen. Denn Mitbestimmung
ist das Wesen der Demokratie — und warum soll die vor der
Arbeitswelt haltmachen?

N
ft
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Das Landeswahlprogramm |

wird ergänzt |

Das Landeswahlprogramm wäre sicherlich an einer ganzen
Reihe von Stellen zu interpretieren und zu ergänzen. Ich weise
darauf hin, daßwir unser Versprechen noch einzulösen haben,
mit Einzelprogrammen dasGesamtprogramm auszufüllen. Mitt-
lerweile liegen die Programme zur Kommunalpolitik, zur Politik
für Frauen und zum Umweltschutz vor. Sie werden zur Zeit
gedruckt. Diese Programme zu Einzelthemen sind eine Einla-
dung, sich mitarbeitend, anregend, formulierend zu beteiligen.
Weitere Programme werden folgen. Themen sind dabei u.a. die
Bildungspolitik, Ausbildungsfragen, die Energiepolitik oder die
Sozialpolitik. Auf diese Weise wollen wir eine breite und offene
Diskussion erreichen.

UnserePolitikistauseinemGuß.Sie verbindetdie verschiede-
nen staatlichen und gemeindlichen Ebenen miteinander. Sie |

will Rheinland-Pfalz eine freie,menschliche und gerechte Zu- |

kunft sichern. Siewill möglichst vielen Bürgern Sicherheit ge-
ben, ihre Phantasie und ihrEngagement im Interessealler nut- |

zen. Sie will den Gemeinden Freiraum für demokratische |

Selbstverwaltung schaffen. Das ist die Grundlage der Demo- |

kratie.Wir wollen mitwirken an der Politik im Bund, damit der |

Frieden aktiv gesichert, die Arbeitsiosigkeit bekämpft wird
und soziale Gerechtigkeit erhalten bleibt. |

|
|

|
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Der Bundesrat —

Ä ein schillerndes Organ

|
|

Wohl wahr: der Bundesrat ist eines der schillernsten Organe
unserer Verfassung geworden. Die Vertretung der Länder wur-

|

de zur Magd derCDU/CSU. Ich habe früher einen anderenAus-
druck gewählt, der freilich etwas schärfer ist, aber auch die Sa-

ı che besser trifft. Doch die zart besaiteten Seelen nicht nur der

i rheinland-pfälzischen SPD sind offensichtlich jeder zugespitz-

|

ten Formulierung abhold. Dennoch wird man mich nicht soweit
domestizieren können, daß ich nur noch auf Samtpfoten ein-

| herlaufe — die Krallen bleiben draußen. Wie sehrder Bundesrat

| denaturiert istals Parteiorgan, zeigt allein dieTatsache, daß das,

|

was zur Zeit der sozial-liperalen Koalition für unannehmbar und

| in der Sache für verheerend gehalten worden ist, nun plötzlich

| als politisch unverzichtbar und vernünftig angesehen und be-
fürwortet wird.

War noch vor kurzem dieVerschiebung der Besoldungsanpas-

| sung für Beamte um drei Monate ein unerträgliches Sonderop-
fer, das den Beamten nicht zugemutetwerden konnte—jetzt ist
die Festschreibung des Anpassungssatzes auf 2 % und für
mehrere Jahre ohne Berücksichtigung des Tarifergebnisses
natürlich kein Sonderopfer, sondern die Linie der Vernunft.
Das Wachsfigurenkabinett in Mainz samt der CDU-Mehrheit
des Landtages hat Anfang dieses Jahres noch beschlossen,
die Erhöhung derMehrwertsteuer sei ökonomisch und finanz-
politisch falsch und müsse deshalb abgelehntwerden. Jetzt ist
die Mehrwertsteuererhöhung in einer erstaunlichen Metamor-
phose zu einem sinnvollen Instrument geworden.

Vor kurzem wurde noch die Mehrwertsteuererhöhung als eine
Schädigung derGemeindefinanzen denunziert. Jetzt wird die-

| se Schädigung wirklich eintreten durch eine ins Auge gefaßte

| Senkung der Gewerbesteuer.

|

Zu Anfang dieses Jahres war die Einstellung des Bundesbank-
i

gewinns in Höhe von 10 Mrd. DM für den Haushalt des Bundes
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noch eineAusräubung derBundesbank. Jetztwird einnoch hö- |

herer Bundesbankgewinn für den Bundeshaushalt eingestellt
und die CDU feiert dies als sinnvolle Maßnahme.

Noch vor wenigen Tagen war die Kreditaufnahme des Staates |

ein Teufelswerk und ein ganz und gar unseriöses Unternehmen
der Sozis, die ja in der christdemokratischen Propaganda mit
Geld nicht umgehen können.

|

Heute wird eine noch wesentlich höhere Kreditaufnahme vor-

|

gesehen und als richtige und kluge Maßnahme angesehen.

Wir kritisieren das nicht in der Sache, weil beispielsweise |

schlechtere Steuereinnahmen durch eine lahmendeKonjunk-
tur nach einem schon in derGroßen Koalition beschiossenen
Gesetz durch Kredit ausgeglichen werden sollen.
Was sollten wir in derSache dagegen einwenden, wenn solche
Instrumente auch von derCDU/CSU angewendetwerden?Was
wir aber scharf kritisieren müssen, ist die hemmungslose Pro-
pagandader Vergangenheitund die totale politischeUnglaub-
würdigkeit der Gegenwart. Die Gehirne haben sich bei den
Konservativen gewandelt. Plötzlich entdecken auch sie die in- |

ternationale Abhängigkeit der Bundesrepublik Deutschland —

i

die nationalen Kraftsprüche werden saftloser.

|
Konservative Bonner Rezepte —

Anderswo verheerend gescheitert Ä

Das Rezept der jetzigen Bundesregierung ist anderwärts
schon mit verheerenden Ergebnissen angewendet worden.
Wir sind unseren eigenen Weg einer abgewogenen Mitte ge-
gangen und das heißt: in Zeiten, die schwerer geworden sind,
müssen alle mittragen, so viel sie zu tragen imstande sind.
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| Dazu sagenwir Ja! Die notwendigen Einsparungen ausschließ-
lich auf den Schultern der Schwächeren abladen. Dazu sagen

| wir Nein!

| E [a E22. 3:

j nn an nn m _ et en

en 0: en ee ”
f

nn m ım |. Ka a nn no 4un. ax | _ ' " - “
I de ee, , i DE:r j ee u, 5.

>. I Ben
IR ER er ur b Bo * B; . a; En 2 . « a, ... .ee en er 8YA A u re re ee £ hie _
IF Rn Da ae re a a

| “ A . = wo I er 6; u u e A.

j u + K Be '. f. ee N
j u ‚ A Mr an Be 1 ee _ s De Rn _ z ı\

% = „E a Be
n IN

ar
Pen. > ar a = . ı%; 7 >

Ss

= 200 5 a ., ..
; : = ee 4 j u f ” ,

we. ng wi [ii ”_ reı 5 er . ee 111
TU * & Fa N _ 7.

— ax in m wi: f . er, nn:
j

—— r nsu, ei 292

|

Ba R
i

R a
Derneue, unter erschwertenVerhältnissen zu suchende sozia-
le Konsens darf nicht einseitig verladen werden und muß ver-
meiden, daß einzelne Gruppen die Lastesel der nationalen
Bürde werden, während andere sie am Zügel führen. Das hat
nichts mit geistiger Führung zu tun: Sozialhilfe einschränken,
BaFöG streichen, Wohngeld kürzen, Mieten heraufsetzen,
Selbstbeteillgung beim Krankenhausaufenthalt. Dazu sagen

i wir Nein!

|
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Der Mißbrauch der gesetzlichen Aufgabe, die Beamtengehäl-
ter festzusetzen, zur Verordnung von Lohnleitlinien. Dazu sa-
gen wir Nein!Wir sagen Ja zur vollständigen Tarifhoheit in der |

Verantwortung der Tarifpartner.
Ohne verantwortungsbewußte Gewerkschaften, ohne das
Engagement vieler tausend Menschen in Betriebsräten, Tarif-
kommissionen und Gewerkschaften hätten wir den sozialen
Frieden nicht so sichern können,wie in derVergangenheit. Des-
halb gilt unser Respekt und unsere Anerkennung den Arbeit-
nehmern, den Betriebsräten und den Gewerkschaften — und |

genau deshalbwollen wir auch Mitbestimmung über das Per-
sonalvertretungsrecht, in den Planungsgremien oder bei der
Vergabe von Subventionen. Dazu sagen wir Ja! Lohnpause.
Dazu sagen wir Nein!

Die versimpelte Scheinlogik stimmt nicht.Weniger Lohnkosten

— Unternehmen haben mehrGeld — diesesGeld investieren sie

|

— dadurch entstehen mehr Arbeitsplätze — und weg ist die Ar- |

beitslosigkeit. Das ist der scheinlogische konservative Kreis-
lauf, der gleich an mehreren Stellen unschlüssig ist, falsch ist.

|

Dazu sagen wir Nein.Wir sagen Ja zu einerPolitik, dieAngebot |

und Nachfrage, Investitionen und Lohn, Leistung und soziale
Gerechtigkeit in ein vernünftiges Verhältnis bringt. |

Wir haben eine große Verantwortung für die Zukunft der nach- ’

kommenden Generationen. Diese Zukunft ist heute zu gestal-
ten. Und dazu sagenwir Ja

.

Es ist besser, älterenMenschen frü-
her die Möglichkeit zu geben, aus dem Arbeitsleben auszu-
scheiden, als junge Menschenihr Arbeitsleben mit derArbeits-
losigkeit beginnen zu lassen. Das ist eine konkrete Ausprä- '

gung des Begriffs der Solidarität.
Früher mußte der Mensch sich schützen vor den Naturgewal- |

ten, heute haben wir im hohen Maße die Natur vor dem Men-
schen, deren Teil er ist, zu schützen. |

Wir müssen die Kommunen, die Gemeinden, die Städte, in de-

|

nen der Mensch Demokratie unmittelbar erlebt und gestaltet, in
ihrer Integrationskraft stärken.
Wir haben eine gute Chance, unser Wahlziel zu erreichen. Ich
habe Rose Götte,Werner Klein, Hans Schweitzer,Willi Rothley
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und Rudolf Scharping gebeten, mit mir gemeinsam die Wahl-
kampfmannschaft fürdiekommenden Landtagswahlen zubil-
den. Ich danke der jetzt genannten Genossin und den Genos-
sen für ihre Bereitschaft, sich zur Verfügung zu stellen.

| Alle anderen aber, Kandidaten, Mitglieder,Wähler bitte ich,mit
aller Kraftmitzuhelfen, die jetztige selbstzufriedene, arrogan-

|

te, selbstherrliche Regierung dieses Landes abzulösen.

}
|

|

|
|

[

n

||
Ä

66
.



Inhalt
En

Landtagswahlprogramm Seite 4-32

Rede zum Landesparteitag Seite 36 - 66
von Hugo Brandt, MdB

|
|

|

67







|

e Unser

|

Landtagswahlprogramm

| ist ein Programm

|

von Bürgern für Bürger. |

i |
Ä

187


